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Nr. 264 Mittag: Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. K. G. Reichslags⸗ Verhandlungen. 


18. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (8. Juni.) 


Eröffnung 10% Uhr. — Am Tiſche der Bundes⸗Commiſſarien: Delbrück, 
v. Frieſen, Philippsborn, v. Watzdorf u. A. — Von den Abgeordneten, 
117 der Urlaub verweigert wurde, ſind anweſend v. Münchhauſen und 

ichmann. 

Der Präſident bewilligt 9 Urlaubsgeſuche und legt 8 andere von län⸗ 
gerer Dauer dem Hauſe vor. Verweigert wird er den Abgg. Knapp 
zur Erledigung von Familienangelegenheiten, Günther (Sachſen) zur Er⸗ 
ledigung Unaufſchiebbarer Berufsgeſchäfte, v. Jackowski zur Erledigung 
ſehr wichtiger Privat⸗ und anderer Gefhälte; d. Brencken, der wegen 
„rheumatiſch⸗nervöſem Kopfſchmerz“ eine Verlängerung ſeines Urlaubes um 
14 Tage nachgeſucht und Ohm zu einer dringlichen geſchäftlichen Reiſe. 
Bewilligt wird ein Urlaub von 14 Tagen den Abgg. Wendt eg 
9 v. Buchowski, zu einer Badereiſe, Sperber wegen Gehörleidens. 

bg. v. Luck bezeugt aus eigener Wiſſenſchaft, daß das letztere Geſuch 
begründet ſei. 

Präſident: Der Herr Abgeordnete ſucht durch feine Mittheilungen den 
Mangel eines ärzlichen Atteſtes zu erſetzen (Heiterkeit). indem er mittheilt, 
daß er ſelbſt der ärztlichen Confultation mit beigewohnt habe. (Wird be⸗ 


willigt.) 

Enn von den Abgg. v. Hennig und Friedenthal eingebrachter Ge⸗ 
ſetzentwurf, betreffend die Haftbarkeit bei Defraudationen der Maiſchſteuer, 
teird zur Schlußberathung geſtellt. Zu Referenten ernennt der Präſi⸗ 
dent die Abgg. Dr. 9 675 und v. Unruh⸗Bomſt. (Die in der letzten 
Sitzung angenommenen Aenderungen der Geſchäftsordnung ſind noch nicht 
in Giltigkeit, da dieſelben erſt nochmals zuſammengeſtellt und einer Schluß: 
abſtimmung unterworfen werden ſollen). 0 4 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung ift die zweite Abſtimmun über 
den Antrag des Grafen Müniter, betreffend die Abſchaffung der Redner⸗ 
liſte, der in der letzten Sitzung noch nicht gedruckt vorlag. — Er wird 
auch diesmal angenommen, dagegen ſtimmte u. A. die geſammte Fort⸗ 
ſchrittspartei. 

Es folgt die Vorberathung über den Bundeshaushalts⸗Etat für 1869, 
und zwar die allgemeine Debatte. Die Specialdebatte wird, wie im 
vorigen Jahre, zuerſt die Ausgaben, dann die Einnahmen, dann den Mili⸗ 
täretat, ſchließlich das Etatsgeſetz ſelbſt erledigen. 

2 Wiggers (Berlin): Der Militäretet ift vorläufig der Competenz 
des Reichstags entzogen, indem er nach der Verfaſſung dem Reichstage nur 
„zur Kenntnißnahme und Erinnerung“ mitgetheilt wird. Wenn wir aber 
nicht das Recht haben, vor unſeren Erinnerungen auch Reſpect einzuflößen, 
ſo thun wir am beſten, dieſen Etat ganz unberückſichtigt zu laſſen. Es wäre 
nun jedenfalls wünſchenswerth geweſen, den Etat länger prüfen zu können, 
ehe wir darüber verhandeln. (Sehr wahr!) Denn wenige Tage genügen zur 

rüfung nicht. Wir hätten es von den Bundesregierungen wohl erwarten 
önnen, daß fie mit der Vorlegung nicht jo lange zögerten. (Sehr wahr! 
links.) Ich geſtehe zu, daß die Feſtſtellung des Etats zum Theil abhängig 
war von der Genehmigung des öͤſterreichiſchen Handelsvertrags und des 
Tarifgeſetzes. Trotzdem konnte er mit Rückſicht darauf früher ara wer⸗ 
den. Denn es iſt nicht gut für das Anſehen des Bundes und des Reichs⸗ 
tages, die Etatsberathungen zu einer bloßen Form herabzudrücken; und ich 
richte deshalb die dringende Aufforderung an die Bundesregierungen, den 
Etat künftig fo zeitig vorzulegen, daß er eingehend geprüft werden kann. — 
Was den vorliegenden Etat betrifft, ſo glaube ich, daß die Einnahmen 
im Ganzen zu gering veranſchlagt ſind, und daß es deshalb wohl mög⸗ 
lich ſein wird, dle Martitklarbeiträge zu vermindern. Zunächſt iſt der Ausfall 
durch den öſterreichiſchen Handelsvertrag zu hoch veranſchlagt. Hr. Präſident 
Delbrück 5 ja ſelbſt im Zollparlament das werthvolle machung ge⸗ 
macht, daß z. B. durch die 3 Weinzolls ein Ausfall nicht ent⸗ 
ſtehen würde. Es iſt deshalb nicht 1 Million, ſondern nur % Million ab⸗ 
uſetzen. Ferner ſind 800,000 Thlr. aus der Herabſetzung des Portos abge⸗ 
ſegl, nach den Beobachtungen eines 10tägigen Zeitraums im Monat Februar, 
der jedoch für den Durchschnitt nicht maßgebend fein kann. Auch hier find 
nur 400,000 Thlr. abzuſetzen. 
Außerdem wird ſich auch ein Ueberſchuß aus der Tabakſteuer von ca. 
100,000 Thlr. ergeben, ſo daß die Einnahmen im Ganzen um 1 Million 
böher zu veranſchlagen find, dazu kommt, daß in Folge des Anſchluſſes pon 
Schleswig⸗Holſtein und des bevorſtehenden Anſchluſſes von Lübeck und Meck⸗ 
lenburg an den Zollverein ſich nicht nur die Einnahmen erhöhen werden, 
ſondern auch an Be nicht unbedeutend geſpart werden wird, da die 
Grenzbewachung wohlfeiler wird. — Gerade die gegenwärtige Zeit, wo wir 
an den Folgen der Mißernten und des Krieges leiden, iſt nicht dazu ge⸗ 
eignet, höhere Matrikularbeiträge einzuziehen, als es unumgänglich nöthig 
iſt. Es können Ba ſehr gut die Einnahmen um 1 Million höher ber: 
anſchlagt und die Matrikularbeiträge herabgeſetzt werden. Sollte es ſich, 
wenn wir einige Monate Erfahrungen über die Erfolge der Zoll⸗ und Porto⸗ 
‚berabiebimg haben, herausſtellen, daß die Einnahmen ſich doch geringer 
ſtellen, ſo kann dann ja ein außerordentlicher Credit nachgeſucht werden, 
Es iſt ja nicht ſo ſchwierig, den 1 einzuberufen und bedeutende 
Koſten macht es auch nicht, da wir ja feine Diäten bekommen. (Heiterkeit. 
— Der Etat im Ganzen giebt ein ſehr gutes Spiegelbild unſerer unfertigen 
19 1 — denn Niemand kann klar aus ihm erſehen, was der Bund eigent⸗ 
ich bedeutet. Wir haben zwar einen Bundes⸗Präſidenten, auf dem Etat 
N en aber keine Repräſentationskoſten. — Auf dem Etat ſteht zwar ein 
undeskanzler, es iſt dabei aber bemerkt, daß er ohne Gehalt fungirt; er 
ſteht in dieser Beziehung gerade ſo da, wie wir, die Mitglieder des Reichs⸗ 
tages (Heiterkeit); er dient umſonſt, gewiſſermaßen aus Gefälligkeit. Ein 
Beamter des Bundes hat aber doch wohl nicht blos Pflichten, ſondern auch 
Rechte dem Bunde . Die Verantwortlichkeit, die ein Beamter hat, 
wenn er aus bloßer Gefälligkeit dient, wird entſchieden herabgedrückt, wenn 
er kein Gehalt bezieht. — Im Etat ſtehen ferner keine Geſandten, obgleich 
das Bundespräſidium den norddeutſchen Bund nach Außen zu repräſentiren 
hat. Die preußiſchen Geſandten repräſentiren zwar als ſolche auch den 
norddeutſchen Bund; auf dem Bundesetat ſteht aber nichts davon. — Wir 
haben zwar ein einheitliches Heer, aber keinen verantwortlichen Kriegs⸗ 
miniſter. Der Bundeskanzler ſoll nun zwar verantwortlich ſein auch für 
das Kriegsminiſterium; wie aber das Verhältniß des Bundeskanzlers zum 
preußiſchen Kriegsminiſter ift, darüber find die Gelegrten noch nicht einig. 
Trotz einer Rain und Ausgabe von circa 73 Millionen haben wir 
keinen Finanzminiſter. Die Kaſſengeſchäfte werden ſo nebenbei von der 
preußiſchen Regierung umſonſt beſorgt. — Es iſt hohe Zeit, daß wir aus 
dieſen unfertigen Zuftänden, aus dieſer Halbheit herauskommen, daß wir 
Bundesgeſandte und Bundesminiſter bekommen. Es iſt Zeit, daß 
die Verwaltung immermehr de utſch gemacht wird, als De es ch. 
Grade mit Rückſicht auf den Suden und auf die äußeren Verhältniſſe iſt es 
nothwendig, daß der norddeutſche Bund ein immer feſteres Gepräge und 
Gefüge erhält; bis jetzt iſt daſſelbe jo ‚oje, daß es bei dem leiſeſten Sturme 
auseinander zu gehen droht. Eine wirklich feſte Wurzel aber kann der nord⸗ 
deutſche Bund nicht ſchlagen, wenn er nicht ein wirklich freiheitliches und 
1 Gepräge erhält. Ich hoffe und wünſche, daß mindeſtens im 
nächſten Jahre die Fortentwickelung des Bundes in dieſer Beziehung weiter 
vorgerückt ſein wird. 8 

Präſident Delbrück: Der Herr Vorredner hat bemängelt, daß die Ein: 
nahmen zu niedrig veranſchlagt ſeien. Was zunächſt die Zolleinnahmen be⸗ 
trifft, ſo hat man von den Einnahmen, die aus einem dreijährigen Durch⸗ 
ſchnitt berechnet wurden, zuvörderſt abgezogen die vorausſichtlichen Ausfälle 
durch die Jollbefreiungen und Ermäßigungen. Dieſe betengen rechnungs⸗ 
mäßig 1,148,000 Thlr., ſind jedoch nur im Betrage von 75 Procent von 
den Zolleinnahmen abgezogen; man hat angenommen, daß dies durch Mehr⸗ 
einfuhr im Betrage don 25 Procent ausgeglichen werden würde. Ich 
glaube, daß dabei ſchon ſehr günſtig gerechnet iſt, und namentlich in Bezug 
auf den Wein. Als der Vertrag mit Oeſterreich im Zollparlament discutirt 
wurde, führte ich aus, daß durch die Zollermäßigung auf dieſen Artikel 
dauernd ein erheblicher Ausfall nicht zu erwarten ſei. Handelte es ſich jetzt, 
ſtatt um den Etat für 1869 etwa um den für 1875, jo hätte der Vorredner 
vollkommen Recht; wir baben es aber zu thun mit dem Etat für 1869, mit 
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warten iſt. Es wird daher der Abſatz, der 


Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


einem Jahre, welches auf den Eintritt der Zollermäßigungen unmittelbar 
folgt, und wo die Wirkung, die durch eine vermehrte Produktion eintritt, 
der Natur der Sache nach, noch in einem jebr beſchränkten Maße zu er⸗ 
) ei den Zolleinnahmen gemacht 
iſt, gewiß nicht als zu hoch angegriffen werden können. 5 

In Betreff der Poſteinnahmen befindet ſich Herr Wiggers in einem 
factiſchen Irrthume, vielleicht veranlaßt durch eine ſtatiſtiſche Mittheilung, 
die dem Reichstage zur Erläuterung des Etats gemacht iſt, eine Mittheilung 
über den Briefverkehr während 10 Tagen im Februar. Dieſe Mittheilung 
hatte lediglich einen ſtatiſtiſchen Zweck, durchaus nicht den, eine Grundlage 
für die Berechnung der zu erwartenden Portoeinnahmen abzugeben. Dieſe 
ſind im Etat angeſetzt worden nach den effectiven Einnahmen während der 
erſten vier Monate des laufenden Jahres und zwar ſo, daß man jeden Mo⸗ 
nat für ſich genommen hat und für jeden Monat ausgerechnet hat, wie viel 
an jedem Tage an Porto eingenommen iſt. Es ſind alſo die Momente auf 
das Allergenaueſte in Berechnung gezogen, die überhaupt vorlagen. Nach 
dieſer Berechnung ergab ſich die Nothwendigkeit der gemachten Anſätze. Es 
wird das bei der Specialdiscuffion noch des Näheren nachgewieſen werden; 
ich habe hier nur zu betonen, daß Sie es hier nicht mit einer überſchlägigen 
Berechnung zu thun haben, ſondern mit einer Berechnung, die baſirt iſt auf 
die bis jetzt vorliegenden Reſultate in ihrer Geſammtheit. Ich komme nun 
zu den Tabakseinnahmen. Der Herr Abg. Wiggers iſt der Meinung, daß 
die Einnahmen aus der vom Zollparlament beſchloſſenen Tabaksſteuer in 
den Etat für 1869 hätten aufgenommen werden ſollen. Das iſt inſofern 
richtig, als nach dem zu Stande gekommenen Geſetz dieſe Steuer für die⸗ 
jenigen Ländereien eintreten ſoll, die im Jahre 1869 mit Tabak bebaut 
werden. Es iſt inſofern aher irrthümlich, als dieſe Steuer zum erſten Male 
am 31. Dec. 1869 fällig wird, man auf ſie alſo in dieſem Jahre nicht rech⸗ 
nen kann. Hiervon aber abgeſehen, iſt der Herr Abgeordnete auch ferner 
im Irrthum, wenn er meint, daß für den Norddeutſchen Bund auf irgend 
eine erhebliche Mehreinnahme aus dieſem Geſetze zu rechnen ſei. Der da⸗ 
mals dem Zollparlamente gemahlen Vorlage war die Berechnung zu Grunde 
gelegt, daß im ganzen Zollverein 61,500 Morgen mit Tabak bebaut werden. 
Da der Morgen mit einer Steuer von 6 Thlr. belegt wird, ſo würde dies 
einen Ertrag ergeben von 369,000 Thlr. für den ganzen Zollverein. Davon 
ſind — — die Erhebungs- und Verwaltungsfoften mit 55,350 Thlr.; 
es bleibt alſo ein Ertrag von 313,450 Thlr. Davon kommt auf den Nord⸗ 
deutſchen Bund in runder Summe 75 Procent, alſo etwa 235,000 Thlr. 

Das iſt der Ertrag, der nach den vorhandenen Grundlagen für den nord⸗ 
deutſchen Bund aus der Tabaksſteuer in Ausſicht zu nehmen iſt. Bisher 
hat er daraus eine Einnahme gehabt von zuſammen 191,710 Thlr. Dieſe 
Einnahme muß natürlich in Abzug gebracht werden von der Aae die 
er zu erwarten hat, aus der e Tabaksſteuer, und ſo bleibt 
als Reſultat der geſammten Mehreinnahme, die der norddeutſche Bund aus 
der Tabaksſteuer vorausſichtlich haben wird, die Summe von 35,375 Thlr. 
übrig. Nun mag man meinen, daß dieſe Summe in den Etat für 1869 
hätte aufgenommen werden müſſen oder nicht, unter allen Umſtänden iſt klar, 
daß eine ſolche Steuer, fie mag darin ſtehen oder nicht, auf das Geſammt⸗ 
verhältniß gar keinen Einfluß hat. Was die Verminderung der Grenzſchutz⸗ 
koſten anbelangt, ſo hat der Herr Abgeordnete Recht, daß eine ſolche durch 
den Eintritt Mecklenburgs in den Zollverein eingetreten iſt. Er hat aber 
ein Moment überſehen, die Vermehrung dieſer Koſten der Grenzbewachung 
durch den Eintritt don Schleswig⸗Holſtein. Ich kann das zwar nicht rech⸗ 
nungsmäßig nachweiſen, aber * en wird, was auf der einen Seite hier 
weniger, auf der anderen Seite mehr verausgabt werden, der 11 1 und 
der Nachtheil balanciren ſich gegenſeitig. Ich glaube hiermit die Einwen⸗ 
dungen widerlegt zu haben, die der Herr Abgeordnete gegen die Veranſchla⸗ 
gung der Einnahmen erhoben hat. Was nun ſeine Einwendungen gegen 
die Ausgaben betrifft, ſo beſtehen dieſelben weſentlich darin, daß dieſelben 
. angenommen ſind, daß nicht Ausgaben im Etat figuriren, die 
wothivend Baar einem großen Staatsweſen mit ih gebracht werden. Ich 
kann mit Beziehung hierauf nur auf das verweiſen, was darüber bei der 
Heneraldiscuſſion des Budgets für 1868 von dieſer Stelle aus gejagt wor: 
ven iſt. Ich will nur einen ſpeciellen Punkt hervorheben, den der Conſulate. 
Der Herr Abgeordnete hat ſelbſt anerkannt, daß der vorliegende Etat eine 
erhebliche Mehrausgabe für Conſulate enthält als der für 1863; ich glaube, 
daß der vorliegende Etat gegen den von 1868 einen ungemein großen Fort: 
chritt in Bezug a die Organiſation des Conſulatweſens nachweiſt. Daß 
die abſolute Organiſation damit nicht abgeſchloſſen ſein ſoll, gebe ich gern 
zu. Ich habe aber von dem Herrn Abgeordneten nicht gehört, daß er don 
7 — einem beſtimmten Punkte nachgewieſen hätte, er ſei überſehen oder er 
et beſonders dringlich, und wäre deshalb fhon in den Etat, der vor uns 
liegt, aufzunehmen geweſen. e , 4 1 

Abg Besen Ich habe nichts dagegen einzuwenden, wenn die Ein⸗ 
nahmen mit der größten Vorſicht veranſchlagt werden und demgemäß die 
Matrikularbeiträge jo normirt werden, wie fie im höchſten Falle am En ze 
des Jahres ſich als nothwendig herausſtellen werden. Ueber die Aufſtellung 
des Etats im Ganzen und die Ziffern deſſelben will ich mich hier nicht näher 

inlaſſen: die Abweichungen vom vorigen Etat ſind nicht ſo erheblich. Ich 
rlaube mir aber an die Herren Vertreter des Bundesraths einige Fragen, 
die das Etatsweſen und finanzielle Verhältniſſe betreffen, zu richten. S 

n der vorigen Seſſion wurde über die zweckmäßigſte Zeit der 1 des 
Reichstages und im Zuſammenhange damit über die Einrichtung des Etats⸗ 
jahres geſprochen. Zu einem Beſchluſſe iſt es damals nicht gekommen, 
Seitdem iſt die Sache abermals im preußiſchen Abgeordnetenhauſe angeregt 
worden und da ſtellte der Herr Bundeskanzler ausdrücklich in Ausſicht, es 
ſoll eine eingehende Berathung ſtattfinden darüber, ob nicht etwa das Etats⸗ 
lahr auf die ge vom 1. Juni bis 1. Juni zu verlegen ſei und ob danach 
die Zeit der Berufung des Reichstags und der einzelnen Landtage abzuän⸗ 
dern ſei. Ich komme wieder darauf zurück, daß ich die gegenwärtige Zeit 
ser Berufung und der Tagung nicht für angemeſſen halte. Der Reichstag 
iſt diesmal am 23. März zuſammengetreten. Er ſetzte ſeine Berathungen 
der Oſterferien wegen vom 1. bis 16. April, ſodann des Afinaftjefles wegen 
vom 28. Mai bis zum 4. Juni aus; ebenſo wurden ſeine Berathungen vom 
25. April bis 27. Mai durch dis Zollparlament unterbrochen. Endlich, 
während wir am 23. März zuſammengetreten find, iſt es erſt am 4. Juni 
möglich geweſen, das Budget uns vorzulegen. Unter dieſer Art der Ges 
ſchäftsordnung leiden damen die Mitglieder des Reichstages wie die Ge⸗ 
ſchäfte ſelbſt. (Sehr richtig) Wir dürfen uns es nicht verleugnen, daß es 
ſehr ſchwer ſein wird, die Verſammlung nur noch wenige Wochen zuſammen⸗ 
zuhalten, und es wird deshalb ſchwer ſein, der Budgekberathung volle Ge: 
rechtigkeit widerfahren zu laſſen. Neue Maßregeln der Geſetzgebung, die ſich 
etwa bei dieſer Berat ung herausſtellen, können uuter keinen Umſtänden 
noch in dieſer Seſſion erledigt werden. 

M. H., ich glaube in der That, daß die zweckmäßigſte Zeit der Berufung 
des Reichstages die des Winters jein würde, ſei es im December und Ya: 
nuar, ſei es vom November bis gegen oder kurz nach Weihnachten. Wenn 
das der Fall wäre, ſo würde die Seſſion der einzelnen Landtage im Winter 
und im Anfange des Frühjahrs ſtattfinden können. Damit würde es aller⸗ 
dings nothwendig geboten fein, daß das Etatjahr verlegt werde auf die Zeit 
vom 1. Juni bis !. Juni. adurch würde es aber auch vollkommen ges 
ſichert ſein, daß unmittelbar hintereinander zuerſt der Etat des Bundes und 
dann die der 1 Länder berathen werden könnten und daß beide zu⸗ 
gleich — vor Beginn des Etatsjahres in Angriff genommen würden. Ich 
möchte alſo darüber eine Auskunft von den Vertretern des eg 
haben, ob die Regierungen darüber in und getreten find und was für 
einen Beſchluß ihrerſeits, wenigſtens für die nächſte Seller wir zu erwarten 
haben. In der Vorausſicht, daß die Initiative in dieſer Sache über kurz 
oder lang von den Regierungen ausgehen wird, habe ich es unterlafien, einen 
1 Antrag zu ſtellen. Eine andere Frage iſt die der Organiſation 
des Rechnungsweſens. Wir befinden uns jetzt im Jahre 1868 und für 1868 
ſchon wird eine Einrichtung getroffen werden müſſen, um die verfaſſungs⸗ 
mäßige 2 des Bundesrathes und des Rei 3995 vorzubereiten. Es 
wird alſo eine Behörde geſchaffen werden müſſen, welcher die Reviſion der 
Rechnungen übertragen werden muß, es werden die Grundſägze feſtgeſtellt 
werden müſſen, nach denen dieſe Behörde zu verfahren haben wird, es wird 
ihr Verhältniß zu Bundesrath und Reichstag feſtzuſtellen ſein. Beim Be⸗ 
ginn dieſer Seſſion verlautete nur, daß ein bezüglicher Geſetzentwurf einge⸗ 
bracht werden ſolle, bis jetzt iſt das bekanntlich nicht der Fall geweſen. Es 
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handelt ſich aber doch darum, für dies Jahr bereits die Rechnungscontrole 
einzuführen, bereits im nächſten Jahre wird ſie für das laufende Jahr in 
Thätigkeit treten müſſen. N erlaube mir die Anfrage, wie die Mitglieder 
des Bundesrathes ſich die Regelung dieſer Angelegenheit denken. Wenn die 
übrige Organiſation des Bundesbeamtenweſens möglicherweiſe noch eine Zeit 
lang warten kann, fo ift dieſe Angelegenheit eine jo dringende, daß ich meine, 

ier dürfe die Regulirung gar nicht weiter Na werden. Die 

agen hinſichtlich der Uebernahme des auswärtigen Miniſteriums und der 

eſandtſchaften können beſſer bei der Specialdiscuſſion erledigt werden. Auch 
auf eine Frage, die ſeit ige Da eine Erregung hervorgerufen hat, die 
Frag. der Marine, möchte ich hier noch nicht näher eingehen. 

Zu einer Frage veranlaßt mich aber doch eine Bemerkung im Etat, welche 
eine große . gegen das Herkömmliche und Geſetzliche zu ent: 
halten ſcheint. Bei dem Etat der Marineverwaltnung iſt die Bemerkung ge⸗ 
macht, daß in dem Ordinarium für 1868 eine Erſparniß von 300,000 1 
in Ausſicht n werden könnten. Durch die an über die außer: 
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ordentlichen Ausgaben, die für Hafenbauten, fortificatorſſche Anlagen u. . w. 
bin ich zu der Annahme Malone g daß dieſe Erſparniſſe weſentlich gemacht 

werden ſollen, an den 105 itionen, welche für die Mannſchaften der Marine: 
und für die Indienſthaltung der Schiffe ausgeworfen find. Obwohl eine 
nähere Auslaſſung hierüber in den Specialetats nicht gemacht iſt, bin ich 
doch zu dieſer Annahme um ſo mehr veranlaßt, als auch in dem Etat für 
1869 weſentliche Aenderungen gegen den für 1868 gerade bei dieſen Poſi⸗ 
tionen eingetreten find. Hierin liegt eine Transferirung, welche meines Gr 
achtens nicht zulaſſig iſt. Das Bundesſchuldengeſetz und folglich die Marin: 
Anleihe ſind nicht zu Stande 95 Jahr wir erklärten aber damals, wir 
würden bereit fein, die für dieſes Jahr nöthigen Mittel auch ohne Anleihe SER 
zur Dispofition u ſtellen. Ich meine, es war auch formell nicht gerechtfertigt 
um eines Ausfalles willen, auf welchen dieſe Ausgaben nicht angewieſen 
waren, an dem Ordinarium des Marineetats eine Transferirung von 

300,000 Thlr. porzunehmen, und ich bedaure um fo mehr, daß dies ge⸗ 

ſchehen iſt, weil ich fürchte, daß aus dieſer Transferirung und aus der ent⸗ 
ſprechenden Reducirung des Etats für 1869 dauernde Nachtheile für die 
Marine entſtehen können. y 

Es erſcheint mir unerſetzlich, wenn die . der Mannſchaften, 
der jüngern Offiziere und Kadetten auf 2 Jahre erheblich unterbrochen wird, 
wenn die Indienſtſtellung der Schiffe, die Inſpectionen, die Ausübung der 
Mannſchaften und namentlich der Offiziere, die 115 Kenntniſſe und Charakter 
nur auf der See 3 eine ſo erhebliche Einſchränkung erleidet, wie ſie 
nach dem Etat für 1869 in Ausſicht genommen iſt und wie ich ſchließen 
muß, daß ſie ſchon in dieſem Jahre ſtattfindet. Ich möchte nun wünſchen, 
daß in der Verwendung dieſer höchſt untergeordneten Summe don 3 bis 
400,000 Thalern noch eine Aenderung getroffen werde und ehe ich mir er⸗ 
lauben mochte, bei der Sprcial⸗Discuſſion näher hierauf einzugehen, wünſchte 
ich eine bezügliche Auskunft zu erhalten. yo erwarte alſo namentlich eine 
Erklärung darüber, ob nicht 8 dieſe Summe von 3 bis 400,000 
Thalern fur das Perſonal der Marine und für die Indienſtſtellung der : 
Schiffe unter allen Umſtänden in das Ordinarium des Etats no aufgenone 
men werden können, ee in den Etat für 1868 wie in den für 1869. Ich - 
glaube annehmen zu können, daß der Reichstag einer jeden ſolchen Forde 
run el entgegenkommen würde. 

Präſdent elbrüd: Die Berathungen darüber, ob das Etatsjahr vom f 
Kalenderjahr abzutrennen und auf die Zeit vom 1. Juni bis 1. Jun uu 
verlegen ſei, find noch nicht geſchloſſen; ich bin alſo nicht in der Lage hier ?ñ 
über eine Erklärung abgeben zu können. Was den diesjährigen Gang der 
Berathungen betrifft, jo möchte ich dabei an zweierlei erinnern; erſtens näm⸗ 
lich daran, daß in der letzten Seſſion des Reichstages ſich eine, wie ich glaube, 
ziemlich allgemeine Abneigung dagegen ausſprach, daß das Haus wieder, wie 
im vorigen Jahre, im Herbſte zuſammentrete. Es war damit von felbft die 
Nothwendigkeit 9 eben, die Seſſion jo früh im Frühjahre zu eröffnen, als 
es mit dem meh der Einzellandtage und namentlich des preu iſchen zu 
vereinigen war. Es iſt leider noch immer iu früh geweſen, um die Eröff⸗ 5 
reiche N auch mit dem Abſchluſſe anderer Landtage als des & 
preußiſchen in Einklang zu bringen. Der zweite Grund für die inberufung 
m ea war das Verhältniß des Zollparlaments. Es war die frühe 


£ 
= 


Einberufung deſſelben nöthig ſchon aus dem Grunde, weil eine ſchleunige 

und wichtige Angelegenheit zur Erledigung vorlag, nämlich der Handelsvek⸗ 

trag mit Oeſterreich, welcher zugleich die ſchüleßliche Entſcheidung zu bringen 

hatte über die ie Ken fowohl von NR wie von Lubeck Dieſe 
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beiden Verhältniſſe führten nothwendig dahin, den Reichstag zu der Zeit zu 
berufen, wo er berufen worden iſt. Ich erkenne an, daß es der lebhafteſte 
Wunſch nicht blos des Reichstages war, das Budget womöglich gleich bei 
der Eröffnung der Seſſion in Angriff zu nehmen. Aber den verbündeten 
Regierungen wird ein Vorwurf nicht zu machen ſein. Es handelte ſich um 
die Aufſtellnng des Etats für 1869 in den erſten Monaten des Jahres 1868. 
Man mußte einen Etat machen für ganz neue Verhältniſſe; der Etat für 
1868 war noch nicht in Wirkſamkeit getreten oder er war eben erſt iſt Wirk 
ſamkeit getreten, und das war überhaupt der erſte, den wir hatten. Es war 
für alle Verwaltungen wünſchenswerth, wenigſtens einen geringen Anhalt dar⸗ 
über zu gewinnen, ob der Etat für 1868 auf verhältnißmäßig richtigen Grund: 
lagen erbaut ſei. a 
Um den Etat, den wir vorlegten, auch nur mit einiger Erfahrung vers 
treten zu können, mußten wir wenigſtens die Ergebniſſe einiger Monate vor 
uns 2 75 Aus dieſen Gründen erklärt ſich die Verzögerung der Vorlage 5 
des diesjährigen Etats; es wird aber das ernſte Beſtreben der verbündeten 
Regierungen ſein, in ee Jahren womöglich ſogleich mit Eröffnung 
der Seſſion den Etat vorzulegen. as die zweite Frage des Herrn Vor⸗ = 
redners anbelangt, fo ift ein Geſetz über die Einrichtung einer Rechnungs⸗ > 
behörde im Bundesrathe eingebracht, das Geſetz wird vorausſichtlich in SL 
wenigen Tagen den YBunbesrath paſſirt haben und wird dann dem Reichs 
tage vorgelegt werden. Ueber dis Bundesbeamtenweſen iſt dem Bundesralhe 
ein Geſezentwurf gleichfalls vorgelegt worden. Es iſt das ein Geſetz, was N; 
der Natur der Sache nach einen ſehr großen Umfang hat; es wird deshalb “| 
nicht möglich fein, wenn nicht die Dauer dieſer Seflion gan unberhältniß- 3 
mäßig verlängert wernen ſoll, daſſelbe noch in dieſer Seſſton bier einzu 
bringen und zum Abſchluß zu bringen. Es wird vielleicht als Bedürfniß 
erkannt werden, einige wenige Beſtimmungen dieſes Geſetzes, die 10 be⸗ 


ſonders dringlicher Natur ſind, aus dem großeren Ganzen heraus zunehmen 
und ſie hier beſonders noch 5 dieſer Sitzungsperiode zur Berathung 
vorzulegen; doch kann ich ein be timmtes Verſprechen in dieſer Hinſicht nicht 
abgeben. Die Frage a ob bei der Rechnungslegung nicht nur die 
Titel der Hauptetats, ſondern auch die der Specialetats der Decharge zu 
Grunde gelegt werden ſollen, bin ich augenblicklich gleichfalls außer Stande, 
definitiv au eantworten; ich muß mir dieſe Beantwortung vorbehalten, da 7 
ein Beſchluß des Bundesrathes hierüber noch nicht gefaßt iſt. Was endlich 
die Frage hinſichtlich des Marine⸗Etats anlangt, ſo theilen die verbündeten 
Regierungen auf das Vollſtändigſte das Bedauern, daß es nothwendi 
worden iſt, durch Beſchränkung der Aue erer Mae Schiffen, der 
arbeiten und dergleichen die Entwickelung unſerer Marine zu hemmen. 
verbündeten 5 haben indeſſen die Ueberzeugung gewonnen, 
es nicht möglich ſei, dieſem Uebelſtande dadurch vorzubeugen, daß ſie für 
das laufende Jahr durch Forderung eines beſonderen Credits für das 
kung ee Jahr durch Erhöhung der Matritularbeiträge die Mittel beſchaffen. 
Für das laufende Jahr ſtehen ohnehin große Ausfälle in den Poſtein⸗ 
nahmen in ſicherer Ausſicht, ſo daß ſchon jetzt als gewiß angenommen wer⸗ 
den kann, daß die im diesjährigen Etat veranſchlagten Matrikularbeiträge bei 
Weitem nicht ausreichen werden. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
die doi cha im Laufe dieſes Jahres ganz außerordentlich geringe ſein 
werden und der Ausfall derſelben kann, da Einnahmen aus anderen Quelle 
nicht in Ausſicht fteben, auf keinem anderen Wege gedeckt werden, als durch 
den der Matrikularbeiträge. Aus dieſen Gründen kamen die verbündeten 
Regierungen zu dem Beſchluſſe, die erwähnten 300,000 Thaler durch Ver⸗ 
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wendung zu anderen Iwecken zu erſparen. Der Herr Abg. Tweſten hat 
übrigens darin geld Ip ed, dab die Erſparniſſe gerade die n 2 
at. 


treflen, u 5 800 fee ic j 
g. v. Kirchmann: ue mich, jetzt auch von jener (national⸗ 
liberaler) Seite anerkennen zu hören, wie ſehr wir Recht u als wir be- 
reits bei Berathung der Marineanleihe auf den einzig richtigen Weg hin⸗ 
wieſen, daß die für den norddeutſchen Bund erforderlichen often dur 
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partition auf dem Wege der Matrikularbeiträge gedeckt 


der Verſchiedenheit der 
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€ würden, und hoffe, 
daß, wenn ſeitens der Regierungen von Neuem die Forderung an das Haus 
herantreten ſollte, vielleicht durch einen Mittelweg die Sache zum Austrag 
zu bringen, daſſelbe an der Anſicht feſthalten wird, obne die geforderte Ver⸗ 
antwortlichkeit der Beamten niemals eine Anleihe zu bewilligen. Die Frage, 
auf welche Weiſe die Einzelſtaaten die auf fie fallenden Antheile aufbringen, 
ob durch ne oder durch u glaube ich, müſſen wir bei 

erhältniſſe ihnen ſelbſt überlaſſen. Was ſpeciell den 
Punkt des Marineetats betrifft, ſo halte ich den Vorwurf des Abg. Tweſten, 


daß die Regierung zu der beabſichtigten Transferirung nicht berechtigt ſei, 


für unbegründet, weil ja der Bundesrath unſere Genehmigung dazu nach⸗ 
ſucht. Daß man jedoch die in Hoffnung auf Bewilligung der Anleihe be⸗ 
reits verausgabten 1 Millionen aus den Mitteln zu decken ſucht, die für 
die wichtigſten Zwecke, nämlich Ausbildung des Perſonals und Expedition 
von Schiffen namentlich nach Oſtaſien beſtimmt ſind, bedauere ich lebhaft, 
und trete in dieſer Beziehung dem Wunſche des abe Zweiten bei, dem vor⸗ 
bandenen Mangel durch einen Nachtrag zum Etat abzuhelfen. Der einzige 
Grund, den der Herr Bundescommiſſar hiergegen geltend gemacht bat, iſt die 
Befürchtung einer Ueberlaſtung der Einzelftaaten ; ich glaube jedoch, daß, 
wenn man den Muth hat, 23 Millionen durch i 4 auszu⸗ 
ſchreiben, man auch noch die Summe von 400,000 Thlr. zur Ausbildung un⸗ 
ſerer Marine wird auflegen können. Ich halte dieſe Summe im Hinblick 
auf den wichtigen Zweck für gering und die Einzelſtaaten für fähig, dieſelbe 
zu tragen, ſelbſt wenn die meiner Anſicht nach unbegründete Befürchtung 
größerer Ausfälle der Poſteinnahmen ſich bewahrheiten ſollte. Ich bitte Sie, 
den Wünſchen des Landes auf Ausbildung der Marine in der bezeichneten 
Weiſe Rechnung zu tragen. 1 l . 
Abg. Miguel: Der Anficht, daß Anleihen überhaupt zu vermeiden 
ſeien 5 ich mich nicht arſchließen. Es giebt Zwecke, wie beiſpielsweiſe 
die Wehrhaftmachung der Marine, die vorzugsweiſe der Zukunft zu Gute 
kommen und ohne Ueberlaſtung der Gegenwart nicht erreicht werden können. 
ſolchen Fällen halte ich es für geboten, den Weg der Anleihen zu be⸗ 
chreiten und ich ſehe keinen Grund, weshalb dieſelben nicht ebenſo gut wie 
vom einzelnen Staate von einem Staatskörper, wie der norddeutſche Bund 
contrahirt werden können, eine ſolche Schuld wäre ſogar wünſchenswerth, 
um dem letzteren einen feſteren Zuſammenhang zu geben. Ganz anders liegt 
die Frage, wenn — wie der Abg. Tweſten wünſcht — file einen ſpeciellen 
fa eine beſtimmte Summe durch Matricularbeiträge aufgebracht werden 
oll; hier handelt es ſich darum, diejenigen Nachtheile zu vermeiden, die 
durch vas Verfahren der Regierung in der Flottenangelegenheit herbeigeführt 
werden würden. Man hat uns die Schuld für den aus dem Nichtzuſtande⸗ 
lommen der Anleihe erwachſenden Schaden aufbürden wollen; ich lehne die⸗ 
ſelbe mit Entſchiedenheit ab; wir haben die Frage nicht benutzen wollen, um 
die Regierung zur Annahme des von uns beſchloſſenen S 17 zu zwingen, 
wir waren vielmehr bereit, die erforderlichen Mittel in anderer Form zu be⸗ 
willigen und auf dieſem Standpunkte ſtehen wir noch heute. — Einen an⸗ 
deren Punkt will ich hier noch berühren, nämlich das Verhältniß des Bun⸗ 
des zu den Einzelſtaaten in Betreff des Eigenthumsrechts an ſolchem Inven⸗ 
tarium, deſſen Verwaltung auf den Bund übergegangen iſt. Wem gehören 
die Poftgebäude, die Kaſernen, das Kriegsmaterial in den Feſtungen u. ſ. w., 
dem Einzelſtaate, oder dem Bunde? Das Budget läßt dieſe Frage durch: 
aus unbeantwortet und ich erſuche den Hrn. Vertreter des Bundesrathes, 
darüber Aufklärung geben zu wollen. — Den Vorwurf, daß die Einnahmen 
zu niedrig veranſchlagt ſeien, halte ich nicht für begründet, Bei Verhält⸗ 
niſſen, die ſich nach Abſchluß des Handelsvertrages mit Oeſterreich, nach dem 
Eintritt Mecklenburgs in den Zollverband, nach den Veränderungen in den 
Portoſätzen und dergl. noch gar nicht überſehen laſſen, ſcheint nur eine vor⸗ 
ſichtige Aufſtellung des Etats geboten, und dann halte ich es auch für recht 
wünſchenswerth, wenn unſer entwicklungsfähiger und entwicklungsbedürftiger 
Bund einmal eine volle Kaſſe hat. Daß die Ausgaben nicht in erhebliche 
rem Maße gewachſen ſind, bedauere ich, denn Alles, was den Bundesetat 
belaſtet, fällt von den Etats der Einzelſtaaten hinweg, und wir Nationalen 
wünſchen, die Zahl der gemeinſamen Ausgaben ſo groß als möglich zu ſehen. 
Hierher rechne ich in erſter Linie die Koſten für die Geſandten, und ich 
wundere mich in der That, nach den vorjährigen Erklärungen ſeitens des 
Vertreters des Bundesrathes und nachdem die früher preußiſchen Geſandten 
überall als Vertreter des Nordbundes anerkannt find, dieſelben im Ctat zu 
vermiſſen. Ich glaube, man nimmt hierbei zu viel Rückſicht auf die kleinen 
Staaten; ob Reuß⸗Schleiz⸗Lobenſtein ſich gegen eine etwaige Erhöhung der 
Matrikularbeiträge ſträubt, iſt doch ziemli an ole wir müflen das 
nationale Ganze im Auge haben, und wenn ein ſolcher Auer fab dabei 
nicht beſtehen kann, ſo zeigt er, daß er keine Berechtigung einer ſelbſtſtändi⸗ 
gen Exiſtenz hat, dann mag er zu Grunde gehen. (Heiterkeit und Wider⸗ 
7577 Daſſelbe gilt von den Minifterien; auch hier nimmt man auf die 
einſtaaten zu viel Rückſicht. Bei der Berathung der Bundes verfaſſun 
ſprach ich dem Abg. Waldeck gegenüber meine Ueberzeugung aus, daß ſi 
die Nothwendigkeit eines verantwortlichen Bundesminiſteriums bald von 
ſelbſt herausſtellen würde, wenn der Bund erſt in Function getreten ſei. 
Dieſen Zeitpunkt halte ich jetzt für gekommen; es iſt dringend nothwendig, 
daß wir nicht auf einzelne Menſchen, ſondern auf Organiſationen bauen. 
Möge Preußen deshalb nicht allzu ängſtlich ſein. Daß man uns nicht wieder 
einzelne date ich fee Theile einer ſolchen Organiſation vorzulegen beab⸗ 
ſichtigt, halte ich für ſehr gut und freue mich deshalb, daß man in dieſer 
Seſſion das Geſetz wegen der Bundesbeamten noch in der Taſche behalten 
will, um ſo mehr, als das Haus, wie ich glaube, wenig Neigung haben wird, 
derartigen Nothgeſetzen feine Zuſtimmung zu geben. Daß für gewiſſe Zweige 
der Verwaltung wirklich bereits eine Art von Nothſtand exiſtirt, glaube ich, 
derſelhe hat aber meiner Anſicht nach ſeinen Grund zum großen Theil an 
dem Mangel geeigneter Arbeitskräfte; ich wünſchte, daß das Bundeskanzler⸗ 
Amt es ſich ſelbſt in dieſer Beziehung etwas bequemer machte und ſeine 
Kräfte vermehrte; wenn im vorliegenden Etat eine ſolche Vermehrung noch 
nicht in's Auge gefaßt iſt, ſo hoffe ich doch, im nächſten Budget die dazu er⸗ 
forderlichen Mittel ausgeſetzt zu finden. ; 
Bundes⸗Commiſſar Contre⸗Admiral Jachmann: Im vorigen Reichstage 
wurde gleichzeitig mit dem Marine⸗Etat eine Denkſchrift vorgelegt, welche 
darlegte, in welcher Weiſe die Flotte entwickelt werden ſolle, und wie ſich die 


N e der Mittel im Ordinarium und Ertraordinarium bis zum Jahre 
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1877 verhalten werde. Dieſer Geſammtetat war aufgeſtellt unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß jährlich eine Summe von 8 Millionen zur Verfügung ſtehe 
und hierauf war namentlich die allmälige Befeſtigung der Kriegshäfen an 
der Jahde und bei Kiel, die Erweiterung der Flotte auf 40 Schiffe und die 
Ausbildung des dazu erforderlichen Perſonals begründet; nur unter Zu⸗ 
grundelegung dieſer Annahme iſt ferner für das Jahr 1868 im Ordinarium 
die inzlehng der Mannſchaften und die Indienſtſtellung von Schiffen vor⸗ 
geſehen. Als durch die Nichtannahme des Geſetzes die Anleihe geſcheitert 
war, und die Entwickelung der Marine ſomit ſiſtirt werden mußte, trat an 
die 1 die Forderung heran, überall Erſparniſſe eintreten 
8 laſſen, da anderthalb Millionen hauptſächlich für Häfenbefeſtigungen auf 
rund contractlich W Verpflichtungen bereits verausgabt waren. 
Da die Verwaltung für 1869 aus dem angegebenen Grunde nicht auf die 
erwarteten 8 Millionen rechnen konnte, blieb ihr nichts übrig, als einen neuen 
Entwickelungsplan für dieſes Jahr anfzuftellen, und fie würde gezwungen 
ſein, den ganzen urſprünglichen Plan zu ändern, wenn ihr nicht für die 
nächſte Zeit die Ausſicht eröffnet wird, über die erforderlichen Mittel zu ver⸗ 
gen. Hiermit hängt gleichzeitig die nothwendig gewordene Beſchränkung 
in der Anzahl der ausgebildeten Mannſchaften zuſammen; es müſſen ſofort 
1200 Mann entlaſſen werden, da man von den beabſichtigten Expeditionen 
abzuſehen gezwungen war und auch für die Zukunft wird man bei der ber: 
minderten Zahl von Schiffen auf eine Einziehung von Mannſchaften in 
rößerem Maßſtabe als überflüffig verzichten müſſen. Bezüglich der Indienſt⸗ 
ſtelun, von Schiſſen werden wir auf ſolche angewieſen babe die ausſchließlich 
die militäriſche Ausbildung des Perſonals zum Zweck aben. g 
Abg. v. Blanckenburg: Von Seiten der Linken iſt bereits geſagt 
worden, daß gerade die nationalliberale Partei ſtets vorgegeben hat, daß ihr 
die Gründung einer deutſchen Flotte hauptſächlich am Herzen liege, ich füge 
dem hinzu, vo dieſe Partei jeßt allein an der Siſtirung der Weiterentwicke⸗ 
lung Schuld iſt. (Wiverſpruch.) Daß Ihr Beſchluß vom 22. April, der die 
Veranlaſſung dazu gab, Ihnen jetzt unbequem iſt, — ich gern, von 
Jenn Standpunkte aus aber haben Sie gar keinen Grund, ſich über die 
Folgen zu beſchweren; die Regierung hat nach Ibrem mant vollkom⸗ 
men conſtitutionell gehandelt, und Sie hätten eher Veranlaſſung, dieſelbe zu 
loben, als zu tadeln. Auch wir bedauern ebenſo wie Sie, daß dadurch die 
Intereſſen des Landes geſchädigt werden, und tröſten uns mit der Hoff⸗ 
nung, daß es nicht für lange Zeit ſein wird. Wie die Regierung anders 
hätte handeln ollen, als fie es gethan, darüber habe ich keine Andeutung 
von Ihnen gehört, denn der Weg der Matrikularbeiträge, den die Abgg. 
Tweſten und Miquel empfohlen haben, konnte doch wahrhaftig nicht beſchrit⸗ 
ten werden, ohne eine noch größere Schädigung der Intereſſen des Landes 
herbeizuführen. Nichts muß mehr deteſtirt werden, als eine fortwährende 
Steigerung der Matrikularbeiträge, durch welche wir zu einer ſchwebenden 
Schuld von dae fe Umfange kommen, wir werden Ihnen deshalb nie⸗ 
mals auf jenen Weg folgen, die Einkünfte fortwährend zu verringern, und 
wenn durch Ablehnung jeder Einnahme ein Deficit entſteht, daſſelbe durch 
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Matrikularbeiträge zu decken. Wir danken es der Regierung, daß ſie ſich 
auf dieſen Weg nicht hat drängen laſſen. & 

Wenn der Abg. Miquel heute die Abſicht leugnet, die Gelegenheit der 
Marine⸗Anleihe zu benutzen, um der Regierung den Beſchluß wegen der 
Verantworttichkeit der Beamten aufzuzwingen, 0 bedauere ich ſein kurzes 
Gedächtniß, denn er mußte ſich ſonſt ſeiner und ſeines Freundes an 
Reden erinnern, welche darin gipfelten, daß man den betreffenden Beſchluß 
aufrecht erhalten müſſe, weil die Regierung das Anleihegeſetz für die Marine 
nicht fallen laſſen könne und deshalb gezwungen ſei, nachzugeben. Sie ſelbſt 
alſo find an den Folgen ſchuld, 2» an Mahnungen meinerſeits hat es 
nicht gefehlt. (Heiterkeit.) Der Abg. Miquel ſagte, man ſolle ſich nicht auf 
einzelne Menſchen verlaſſen, ſondern auf Organiſationen. In dem erſten 
Theile gebe ich ihm Recht, Organiſationen aber werden auch von Menſchen 
ausgeführt, und ein Staat, wie ihn die Nationalliperalen darſtellen wollen, 
mit Machtbefugniſſen ausgeſt ıttet, denen zu Liebe man ſelbſt fein Lieblings⸗ 
kind, die Marine, ſich nicht zu ſchädigen ſcheint, das iſt die allerſchlechteſte 
Organiſation. Bezüglich der Frage eines Bundesminiſteriums endlich macht 
der Abg. Miquel der preußiſchen Regierung den Vorwurf, daß ſie zu viele 
Rückſicht auf die kleinen Staaten nehme; wir auf der rechten Seite werden 
an dieſe Frage nicht eher herantreten, als bis fie uns von jenen Kleinſtaaten 
ſelbſt entgegengetragen wird, und niemals werden wir uns dazu entſchließen, 
durch Majoritätsbeſchlüſſe dieſe, unſere Bundesgenoſſen, zum Aufgeben ihrer 
Exiſtenz zu zwingen. (Beifall.) x 

Abg. Lasker: Die Beträge an Marinekoſten, welche aus dem Ordina⸗ 
rium in das Extraordinarium transferirt worden find, müſſen ſpecialiſirt 
werden, wie es im Etat für 1868 geſchehen; ſonſt kommen wir in die ver⸗ 
fängliche Lage, nicht theilweiſe unſere Genehmigung verſagen zu können. 
Es iſt deshalb wünſchenswerth, daß der Vertreter des Marine⸗Etats die 
hierauf bezüglichen Fragen des Abgeordneten Miquel genauer beantwortet. 
— Der Vorwurf, den der Herr Abgeordnete v. Blanckenburg uns heute ge⸗ 
macht hat — allerdings nicht zu meiner Ueberraſchung, da der Vorwurf 
und die Mittel, welche man anwenden wollte, um den Vorwurf erheben zu 
können, bei der Debatte über das Bundesſchuldengeſetz bereits angekündigt 
worden ſind — hängt zuſammen mit dem Geſchützfeuer, das man in allen 
conſervativen Organen bereits gegen uns eröffnet hat, und hat dieſelbe Be⸗ 
deutung, wie ein militäriſches Geſchützfeuer vor einem Sturm. Man wirft 
uns vor, abſichtliche Schwächung der Marine, unpatriotiſche Handlungsweiſe 
ꝛc. 2c., lediglich in der Abſicht, um noch einen Sturm zu machen und uns 
dann vielleicht gefügiger dazu zu finden, das Bundesſchuldengeſetz nach dem 
Willen jener Herren anzunehmen. Man wird es uns wohl aber in Berück⸗ 
ſichtigung dieſes Umſtandes wohl auch nicht übel nehmen, wenn wir inner⸗ 
halb dieſes Feuers unſere Kaltblütigkeit bewahren, da wir verſtehen, was es 
zu bedeuten hat. — Dagegen widerſtreitet es entſchieden den amtlich feſtge⸗ 
ſtellten Thatſachen, wenn der Abgeordnete v. Blanckenburg behauptet, daß 
wir aus der Noth der Marine Mittel für unſere Machterwerbung zu erwer⸗ 
ben geſucht hätten. Wenn es überhaupt moglich iſt, für die menſchliche 
Sprache einen Gedanken deutlich auszuſprechen und ihn auch dem widerſtre⸗ 
bendſten Kopfe klar zu machen, ſo haben wir uns dieſer menſchlichen Sprache 
bedient, um es auch dem Herrn Abgeordneten v. Blanckenburg deutlich zu 
machen, was wir wollten. (Große Heiterkeit.) Man wollte uns zwingen, 
daß wir unter der Drohung, die Marine, die mit Recht unſer Lieblingskind 
genannt wird, ſonſt in Gefahr zu bringen, ein Geſetz machen ſollten, das 
unjerer Anſicht von der verfaſſungsmäßigen Verantwortlichkeit widerſpricht. 
Wir aber haben dieſen Zwang nicht auf uns einwirken laſſen, ſondern haben 
das Geſetz ſo geſtaltet, wie es unſerer innigſten Ueberzeugung nach für die 
Intereſſen des Staates nothwendig war; und wenn heute das Geſetz aufs 
Neue eingebracht würde, jo würden wir aufs Neue den $ 17 hinzufügen. 

Dagegen haben wir ſofort ganz deutlich geſagt: Wir wollen aus dieſer 
Noth keinen Zwang auf die Regierung ausüben, ſondern ihr überlaſſen, 
wie auf andere Weiſe, auch ohne dieſes Geſetz, die für die Fortentwickelung 
der Marine erforderliche Summe beſchafft werden kann; und wir haben ber- 
ſichert, daß wir jedem Vorſchlage, der uns nicht zumuthet, eine Organiſation 
der Bundes⸗Verwaltung zu genehmigen, die unſeren Grundſätzen wider ⸗ 
ſpricht, ohne Vorurtheil prüfen und one Vorurtheil darüber entſcheiden 
wollen. — Ja, es iſt richtig, die Marine iſt unſer ieblingskind; wir haben 
gern jeder Zeit reichliche Mittel dafür bewilligt; es iſt richtig, daß wir es 

eweſen ſind, von welchen der Antrag ausging, ſelbſt zur Zeit des ſchwer⸗ 
Ren Conflictes, ein bedeutendes Extraordinarium für dieſelbe zu bewilligen. 
Das war wohl auch der Grund, weshalb man ſich beeilt hat, die Marine: 
Verhältniſſe fo zu ordnen, daß man glaubte, einen moraliſchen Zwang auf 
uns ausüben zu können. (Hört! hört!) Wenn das Landheer in irgend 
einem Falle jo gefährdet worden wäre, würde man wohl die Mittel gefun⸗ 
den haben; (ſehr wahr! 9 0 Nicht wir haben gedroht, ſondern von jener 
Seite (nach rechts deutend) hat man uns gedroht: „Wenn die Mittel nun 
der Marine entzogen und fie dadurch geſchaͤdigt wird? Wie dann?“ (Ruf: 
Sehr wahr!) Es iſt Aehnliches geschehen; man ſucht uns zu zwingen, das 
Geſetz anzunehmen, indem man die Marine gefährdet weit über das Be⸗ 
dürfniß hinaus und mehr, als nöthig iſt, wenn man auch nur die gewöhn⸗ 
lichen Mittel hat. (Zuſtimmung links.) — Ich will nur auf ein Paar Ein- 
zelheiten aufmerkſam machen. Bei der Poſtverwaltung genießen circa 7 
der beförderten Briefe Portofreiheit. Hier wäre ganz wohl ein Ueberſchu 
zu erzielen, wenn man nicht ſo freigebig mit der Portofreiheit wäre. Wenn 
Herr v. Blanckenburg den Etat nur ein Bischen weiter geleien hätte, fo 
würde er uns nicht einen ſolchen Vortrag über conſtitutionelles Recht gehal⸗ 
ten haben, wie er es gethan, ohne jede thatſächliche Unterlage. Er hätte 
ſonſt nämlich im Etat 1 können unter den Ausgaben für die Marine⸗ 
Verwaltung 1,540, Thlr. unter der Ueberſchrift: A Como der An⸗ 
leihe im Jahre 1868 geleiſtete Ausgaben“. Dieſe Ausgaben hat man alſo 
ruhig gemacht, hier glaubte man das Ausgabereht zu haben; da hat man 
nicht ſolche Maßregeln gebraucht, wie jetzt, durch welche man unſere Marine 
erſchüttert und in ihrer Entwickelung um mindeſtens zwei Jahre zurück 
Wel in Trauer der dabei Betheiligten, zur Trauer für das ganze Land. 

eifall. 

Jetzt bei den 500,000 Thlrn. fängt das conſtitutionelle Bedenken des 
Herrn v. Blanckenburg one an; früher, bei den 1,540,000 Thlrn. war 
es nicht vorhanden. enn es ſich um die Fortentwickelung der Marine 
handelt, die eine Nothwendigkeit iſt für die Intereſſen unſeres Vaterlandes, 
6 Rückſicht hat für die Herren nicht ſo viel Bedeutung, wie die Nüdjicht 
auf ein Paar Verträge, die abgeſchloſſen ſind und wo ſie die Ausgaben für 
„entſchuldbar“ erklären. Wenn man von jener Seite jetzt nun die Marine 
beſchädigt, ſo geſchieht das doch wohl nur, damit das Land glauben ſoll, 
wir waren es, die dies gethan haben. Da ſcheint man aber von dem Ver⸗ 
ſtändniß des Landes für dieſe Frage eine ſehr geringe Anſicht zu haben, 
wenn man glaubt, daß man uns dies aufbürden würde; man weiß ſehr 
wohl, wer ganz allein die Schuld daran c ſch Wenn ich auch kein tech⸗ 
niſcher Sachverſtändiger bin, fo bin ich doch ſehr erftaunt, aus dem Munde 
des Admiral Jachmann zu hören: „Weil nicht die Mittel zum Aufbau von 
Häfen und Schiffen bewilligt ſind, deshalb kann auch keine Ausbildung der 
Mannſchaften ſtattfinden.“ Bis jetzt habe ich immer von Sachvertändigen 
Mart daß das Schwierigſte bei der Marine immer die Ausbildung der 
Mannſchaften iſt. Schiffe kann man bald bauen, ſobald man das Geld 
dazu hat, und auch leicht fertige auftaufen, welche bankerotte Regierungen 
nicht bezahlen können (Heiterkeit); dazu iebt es in Europa noch immer Ge⸗ 
legenheit (Heiterkeit); aber die Mannſchaften heranzubilden, das iſt ſchwieri⸗ 
ger. Wenn man ein hiezu erforderliches Etabliſſement auflöſt, das in Jah⸗ 
ren wieder ſchwer herzuſtellen iſt, wenn das geſchieht, ſo meine ich, daß die 
Auffaſſung jener techniſchen Autorität (auf den Admiral Jachmann deutend) 
nicht im Einklag ſteht mit anderen Autoritäten des Marineweſens, welche 
behaupten, daß die ſorgfältige Fortbildung der Perſonen die Hauptſache ſei 
on Benutzen wir nicht jo große und wichtige Dinge dazu, um Partei: 

ntereſſen daraus zu ziehen. Faſſe man die Worte der Opposition hier 
genau und ſo auf, wie ſie ſie gemeint hat. Wenn wir, wie es geſchehen iſt, 
ausdrücklich erklären: „Wir find trotzdem bereit, die Mittel für die Marine 
anderweit zu beſchaffen“, jo nehme man dieſe Worte nicht jo gering, ſondern 
erkenne den ernſten Willen binter dieſen ernſten Worten. Wir find nicht 
gewohnt, wenn wir auf die Tribüne treten, in Spaß zu ſprechen bei fo 


großen Dingen (Beifall). . . 
enn wir ſagen: „Wir ſind nicht Willens, die Noth der Marine zu be⸗ 
nutzen zu einer Machterweiterung“, jo ſoll man vor folder Anſicht politiſcher 
Männer N haben und nicht ſo darüber ſprechen, wie es zu meinem 
Leidweſen der Abg. d. Blanckenburg gethan hat. ( eitall,) Auch die Bun⸗ 
desminiſterfrage hat Herr v. Blanckenburg dargeſtellt als eine Partei⸗ 
frage; als ob wir durch eine feſtere Ordnung der Verwaltung lediglich unſere 
arteiintereſſen ſtärken wollten. — In einem Punkte glaube ich Herrn von 
Blandenburg vollkommen: daß er nämlich nicht eher für ein darauf bezüͤg⸗ 
liches Geſetz ſtimmen wird, als bis es vom Miniſtertiſche aus zu uns ge: 
bracht wird. (Großer Beifall.) Eine lange Erfahrung hat uns ja gezeigt; 
wann auf ein zuſtimmendes Votum von Herrn von Blandenburg_ zu einem 
Geſetz zu rechnen iſt. (Große Heiterkeit.) Durchaus falſch aber iſt die An⸗ 
ſicht des Herrn v. Blanckenburg, daß wir die Einrichtung von Bundesmini⸗ 
ſterien benutzen wollten zur Vergewaltigung der Kleinſtaaten. Es iſt nicht 
richtig, daß die kleinen Staaten Schaden leiden müſſen durch eine feſtere 
Geſtaltung des Bundes; ein ſolcher Zwieſpalt zwiſchen den kleinen Staaten 


und der Centralgewalt, die eine geordnete Verwaltung mit verantwortlichen 
Perſonen haben muß, exiſtirt wih Wenn ein folder Gegenſat exiſürte, ſo 
würden die Kleinſtaaten nicht verdienen, ihre Exiſtenz fortzuſetzen; das wer 
den fie wohl aber ſelbſt beſtreiten. Deshalb iſt es in der That an der Zeit, 
daß nun endlich bald das einzige Ereigniß eintrete, das Herrn v. Blancken⸗ 
burg beſtimmen kann, um für ein Bundesminiſtergeſetz zu ſtimmen, daß 
Weisel ein ſolches Geſetz vom Miniſtertiſch aus uns vorgelegt wird. 
jeifall. 

Nraſ dent Delbrück: Ich will mich in die Differenz der Abgg. Lasker 
und v. Blanckenburg nicht miſchen, aber die Bundesregierungen muß ich 
gegen den Vorwurf verwahren, als hätten fie kein Herz für die Marine und 
ihre Entwickelung. Sie haben es wie irgend Jemand im Hauſe, aber ſie 
haben zugleich auch Pflichten gegen die Finanzkraft des Bundes. Als es 
ſich darum handelte, ob die Bedürfniſſe der Marine im budgetmäßigen Wege 
alljährlich durch Ordinarium und Extraordinarium zu befriedigen ſein, ent⸗ 
ſchieden fie ſich nach langer Ueberlegung aus Rückſicht für die Finanzkräfte 
des Landes für den Weg der Anleihe, und als ſie ſich nicht in der Lage 
ſahen, die Anleihe zu effectuiren, hielten fie um ihrer Pflichten gegen das 
Land willen, nicht etwa aus hartnäckigem Feſthalten an einer einmal aus⸗ 
geſprochenen Meinung an ibrem Standpunkt feſt. Für Schiffsbauten ſteht 
im Extraordinarium nichts außer 200,000 Thlr., die bereits verausgabt ſind, 
denn die Armatur eines fertigen Schiffes mit 350,000 Thlr. gehört in dieſe 
Kategorie nicht. Für Marinebauten an der Jade iſt gerade nur ſo viel aus⸗ 
geworfen, als nöthig iſt, um für das vorhandene Material einen ausreichen⸗ 
den Stützpunkt zu ſchaffen. } 

Der Abg. Lasker hat darauf hingewieſen, daß ſich auf andern Gebieten 
Mehreinnahmen erzielen ließrn und hat dabei ganz 3 die Porto⸗ 
befreiungen betont. Allerdings könnte durch den Wegfall derſelben eine 
Mehreinnahme erzielt werden, allein der Herr Abgeordnete denkt nicht 
daran, daß der Schwerpunkt der Portobefreiungen grade in der Dienſtcorre⸗ 
ſpondenz liegt. Der norddeutſche Bund an ſich hat keine Verpflichtung, die 
Dienſtcorreſpondenz der verbündeten Staaten vom Porto zu befreien, allein 
wenn dieſe Befreiung in Wegfall käme, ſo iſt die nothwendige Folge, daß 
dadurch die Matrikuiarbeiträge der einzelnen Staaten en t würden. Den 
einzelnen Regierungen wird es gleichgiltig ſein, ob das Geld von ihnen als 
Porto oder als geſteigerter Matrikularbeitrag erhoben wird. Auf dieſem 
a wird alſo kein Rath geſchafft, wiewohl ich damit nicht gejagt haben 
will, daß ke ne Beſchränkung de Portofreiheit eintreten ſoll, ſondern nur, daß 
dieſe Mehreinnahme keinen Einfluß haben kann. : 

Der Herr Abg. Miquel hat an die Bundesregierung verſchiedene Fragen 
gerichtet, zunächſt über die Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verhältniſſe. Hier liegt 
die Sache ſo, daß das bewegliche Vermögen, wie die Stangen, die Leitun 
u. ſ. w., Eigenthum des Bundes iſt; über das unbewegliche jedoch kann i 
heute jedoch kein Votum abgeben, da die Verhandlungen darüber noch 
ſchweben. Was nach der Conſtituirung des Norddeutſchen Bundes angeſchafft 
worden, iſt natürlich deſſen Eigenthum. In der Militärverwaltung liegt die 
Sache inſofern anders, als das Bundesheer zwar eine Geſammtheit iſt, aber 
in verſchiedene Contingente zerfällt. Auch hier gehört das bewegliche Ver⸗ 
mögen dem Bunde, das unbewegliche aber den einzelnen Staaten, natürlich 
mit der bereits bei der Poſt erwähnten Einſchränkung. Der Herr Abgeord⸗ 
nete hat den Grund, daß der Etat ſo ſpät erſt eingebracht wurde, darin zu 
finden geglaubt, daß nicht genug Arbeitskräfte vorhanden ſind. Darin täuſchte 
er ſich. Denn die Etats für jede Verwaltung werden innerhalb der Vewal⸗ 
tung ſelbſt aufgeſtellt. Darin iſt gegen früher keine Aenderung eingetreten, 
auch das Perſonal iſt nicht vermindert, vielmehr vermehrt worden. Der 
Etat iſt alsdann dem preußiſchen Miniſter zur Reviſion vorgelegt worden, 
der ſich dieſer Mühe bereitwilligſt unterzogen hat. Der einzige Grund für 
die ſpätere Einbringung des Etats liegt darin, daß ſich für die Verwaltung 
die Nothwendigkeit herausgeſtellt hat, vor Abſchluß deſſelben das Reſultat 
des vergangenen und ein bis zwei Monate des laufenden Jahres abzuwarten. 

Abg. Grumbrecht: Unconſtitutionell iſt es nicht nur, wenn Ausgaben 
— werden, die nicht bewilligt ſind, ſondern auch wenn Ausgaben, die 

ewilligt ſind, nicht gemacht werden. Demnach lag weder ein Grund zur 
Verminderung des Perſonals, noch zur Beſchränkung der Indienſtſtellung 
von Schiffen vor; und ich hoffe, daß ſich Mittel finden werden, dieſes zu 
ändern. Beklagen muß ich aber, daß Herr v. Blanckenburg aus dem ganzen 
Streite politiſches Capital zu machen ſucht; es iſt einer Partei, die für den 
$ 17 des Bundesſchuldengeſetzes eſtimmt, nimmer vorzuwerfen, daß fie einen 
andern Zweck damit verfolgt. Es war Unrecht von dem Herrn Abgeordne⸗ 
ten, dieſe Sache, die man in Frieden beizulegen beſtrebt fein ſollle, hier 
hervorzuſuchen; ich bitte Sie dringend, dieſe Erinnerung bei Seite zu laſſen. 

Abg. Schulze: In dieſer ganzen Frage ſcheint mir von mehreren 
Seiten die Hauptſache vergeſſen zu fein. In der Verfaſſungsvorlage hatten 
die verbündeten Regierungen gar nicht daran gedacht, ſich die Anleihebefug⸗ 
niß zu ſichern; jedenfalls aber werden ſie eine ſtarke Marine im Auge gehabt 
haben. Es herrſchte alſo damals bei den verbündeten Regierungen über 
das Verhältniß der Anleihe zur Marine eine andere 9 — als heute. Wir 
haben den Bundesregierungen die Befugniß des Anleiherechtes entgegenge⸗ 
tragen und verlangen nur in ſehr a sr Maße das Nee t der 
Controle des Bundesſchulden⸗Weſens. Das Verhältniß liegt in der That 
ſo: die Volksvertretung giebt der Regierung die Anleihebe ugniß, die Re⸗ 
gierung will Schulden en aber nur nicht unter der Controle der Volks⸗ 
vertretung. (Sehr richtig! lints). Daß die Regierung in der Marine mit 
Einſchränkungen vorgeht, kann man fo auffallen, als ob fie uns dafür be⸗ 
ſtrafen will, denn es entſteht ja die Frage: Warum gerade hier Erſparniſſe, 
während ſie doch auf anderen Gebieten ſo angebracht wären? Beifall.) Allein 
mag die Abſicht der Regierung fein, welche fie will, 9 uns kann dies 
keinen Einfluß haben. Denn der Abgeordnete muß ſich ſagen: Ich weiß, 
was ich zu thun habe; ich ertrage mit Schmerz, daß die Entwickelung der 
Marine aufgehalten wird, aber nimmermehr werde ich zugeben, daß des⸗ 
wegen die conftitutionelle Entwickelung unſerer Rechte verkümmert wird. 


(Beifall.) Di; 

Abg. Fries: Herrn v. Blandenburg weiß ich Dank, daß er durch ſeine 
Strafpredigt meinen politiſchen Freunden klar gemacht hat, daß wir nicht 
mit ſeiner Partei gehen können. Es iſt unnöthig, hier die politischen Diffe⸗ 
renzen zu erörtern; als pollendete Thatſache liegt uns vor, daß für die Marine 
Geld noͤthig 55 Wie ift dieſem Bedürfniſſe abzubelien? Zwei Möglichteiten 
liegen vor: 1) Noch in der zwölften Stunde ein Bundes⸗Anlehen für die 
Marine zu Stande zu bringen; dies halte ich nicht für möglich. 2) Die 
Matrikularbeiträge zu erhöhen. Dies Letztere halte ich meiner Ueberzeugung 
nach für das Beſte, und es ſcheint mir eine Pflicht des Reichstages zu jein, 
dieſe Initiative dem Buudesrathe entgegen zu tragen. Wir haben von dem 
Herrn? räſidenten des Mang dee e gehört, daß der Bundesrath 
dieſe Erhöhung nicht für möglich hält; worin die Gründe liegen, iſt uns 
nicht geſagt worden. Nur iſt darauf hingewieſen worden, daß die kleineren 
Staaten dieſe Erhöhung nicht ertragen können; ich bin in dieſen Verhält⸗ 
niſſen bekannt und kann Ihnen jagen, daß fie wohl ohne beſondere Schadi⸗ 
guma eine Erhöhung der Matrikularbeiträge ertragen können. (Hört! Hört!) 

etonen muß ich noch, wir find bereit, dem Bundesrathe den einzuſchla⸗ 
genden Weg zu zeigen, und er mag zuſehen, ob er es dem Vaterlande gegen ⸗ 
über verantworten kann, von unſerer Offerte keinen Gebrauch zu machen. 

Abg. Wagener euſtettin): Nicht mein politiſcher Freund, Herr v. 
Blanckenburg, hat der Discuſſion einen Parteicharakter gegeben, ſondern die 
Herren Tielten und Miquel haben es gethan, die die verbündeten Regie⸗ 
rungen für die Schädigung der Marine verantwortlich gemacht Be 

ierauf war eine Replik von unſerer Seite wohl erlaubt, und die Differenz 
iegt darin, daß der Eine dem Andern nicht recht glauben will (Heiterkeit), 
Der Abg. Schulze hat bee be daß der Regierung eine große Wohlthat 
erwieſen worden iſt, indem ihr die Anleihebefugniß entgegengebracht wurde. 
Ich bin der Meinung, daß die Regierung auch ohne dieſe befugt iſt, Anlei⸗ 
den zu machen, denn ich halte Schuldenmachen für ein angeborenes Men⸗ 
ſchenrecht (anhaltende Heiterkeit), und jede Corporation, der dieſe Befugniß 
nicht entzogen iſt, hat das Recht, fie zu machen. Nicht die Controle über 
die Schulden iſt es, um die es ſich hier handelt, ſondern die Herren wollten 
die Gelegenheit benutzen, ihre Macht zu erweitern, ſich eine Controle zu er⸗ 
werben, die identiſch iſt mit einer völligen Auflöſung jeder Disciplin, jedes 
Gehorſams und jeder Unterordnung des Beamtenſtandes. (Widerspruch) 

Der Abg. Schulze ſcheint ſich noch immer in der Zeit zu bewegen, in 
welcher es immer hieß, die Regierungen müſſen nachgeben; er hat die Lehren, 
die er in der neueſten Zeit bekommen hat, nicht beachtet, daß nämlich nicht 
immer die Regierungen es 4 die nachgeben (Heiterkeit). Es iſt uns ferner 
vorgeworfen worden, wir begünſtigten 75 ſehr das Landheer. Ich mache 
einen Unterſchied zwiſchen Armee und Marine gar nicht (Beifall), und ich 
halte in dem gegenwärtigen Momente eine Stärkung unſerer Marine für 
das weit Wichtigere, weil eine Großmacht 19 nicht beſtehen kann, ohne auch 
die Meere zu beherrſchen. Wir ſind ebenſo wie Sie, überzeugt, daß ein 
ſtarke Marine nothwendig iſt; wir wollen ſie nur nicht um einen Preis, d 
wir für u theuer halten. Sie können ſich nichts Anderes denken, als d 
Entwickelung nach ihrer conſtitutionellen Schablone; was in dieſen Krims, 
krams nicht hineinpaßt, nennen Sie Reaction. (Zeichen der Mißbilligung.) 
Der Norddeutſche Bund iſt nicht ein Kind von conſtitutionellen 
(Heiterkeit), und wenn fie ihn in conſtitutioneller Weiſe entwickeln wollen, 
dann verkrüppelt und verkümmert er. (Zeichen des Unwillens.) 


Der Schriftſteller Riehl ſagte: „Ebenſo wie eine Geſellſchaft kein Kind 
erzeugen kann, ebenſo kann keine politiſche Verſammlung eine Organiſation 
erzeugen.“ Deshalb verzichten wir beſcheidener Weiſe, uns klüger zu halten, 
als die Herren am Tiſche da, von denen aus unſere Organiſation ausge⸗ 
gangen ift. Der norddeutſche Bund jteht einzig in der geſchichtlichen Ent: 
wickelung da, ihm ähnlich iſt nur das Bündniß Roms mit den kleineren 
italieniſchen Staaten. Niemand unter uns wird den alten Römern den 
Vorwurf der Sentimentalität machen, Niemand wird ihnen die ſtarke Central⸗ 
gewalt absprechen. Aber ſie ſchonten nicht blos die Selbſtſtändigkeit und 
Eigenthümlichkeit der Einzelnen, ſie ließen dieſe nicht nur den kleineren 
Staaten, ſondern ſuchten ihre materielle Lage auch zu verbeſſern. Freilich 
wurde mit dem, der nicht treu war, ſofort tahnla rass gemacht. (Heiterkeit. ) 
Wir können aus dem norddeutſchen Bunde alles Mögliche machen, aber Sie 
können ihn nur, wenn er als Bund beſtehen ſoll, nach den Grundſätzen de: 
ſer Seite (nach rechts zeigend) behandeln; alles Andere iſt eitler Traum, da 
von haben Sie (zur Linken) eine Probe bereits einmal erlebt, und wenn 
1 die Probe zum zweiten Male koſten werden, dann iſt nichts weiter vor⸗ 
anden. 
Abg. v. Vincke⸗Olbendorf:, Die Verſtändigung muß auf poſitive 
praktiſche Mittel bedacht ſein. Die Schuld iſt auf beiden Seiten gleich. 
Giebt man dies zu, ſo iſt der Weg für die Verſtändigung gebahnt. Auf 
Vorſchläge will ich mich weiter nicht einlaſſen; daß dieſe Uebelſtände möglichſt 
bald beſeitigt werden müſſen, darüber ſind alle einig. Vorſchläge find von 
dem Abg. Fries bereits gemacht, und wenn von der Regierung ſelbſt ein 
folder Vo lag ausginge, würde der Reichstag mit patriotiſcher Einſtim⸗ 
migkeit an die Erwägung deſſelben herantreten. 
Abg. Camphauſen (Neuß): Möge man die Debatte durch Parteizänke⸗ 
reien nicht verbittern. Die Verſtändigung iſt nicht ſchwer, da Alle die Ent⸗ 
wickelung der Marine wünſchen. Doch muß ich mir dem Bundesrathe wie 
dem Reichstage gegenüber den Rath erlauben, ſich nicht allzu raſch durch 
Aeußerungen zu binden, die eine ſpätere Verſtändigung hindern. Möge 
daher der Reichstag heute über dieſe Frage noch nicht abſprechen. ’ 
BE Graf Schwerin: Als über das Bundesſchuldengeſetz im Reichs⸗ 
tage abgeſtimmt wurde, war ich leider nicht anweſend. Doch würde ich für 
dieſen Paragraphen geſtimmt haben, wenigſtens ſeiner Tendenz nach. Hätten 
wir ein verantwortliches Miniſterium, ganz beſonders einen verantwortlichen 
Finanzminiſter, dann bedürften wir der Verantwortlichkeit der Bundesſchul⸗ 
den⸗Commiſſion nicht, jetzt aber fehlen dem Reichstage die Mittel, feine monita 
zur Geltung zu bringen. Darum iſt die civile Verantwortlichkeit durchaus 
nöthig, durch fie werden grade die Conflicte vermieden. (Beifall links.) Der 
Bundeskanzler hat damals auf die Indemnität hingewieſen, allein dieſe hat 
nur eine Bedeutung, wenn bei ihrer Nichtertheilung die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
15 ung eintreten kann; ſonſt iſt ſie ein leeres Wort. (Lebhafter Beifall 
inks.) Wir wollten wohl auf liberale Anſichten Verzicht leiſten wegen der 
Einheit, allein wenn man uns ſagt, daß der Bund ſich abſolutiſtiſch ent⸗ 
wickeln ſoll, wie Herr Wagener Widerſpruch und Unruhe) wohl hat er die⸗ 
ſes geſagt, denn eine Regierung iſt entweder conſtitutionell oder ſenr Raſeſc 
und ich hoffe nur, daß er bier nicht den Mann vertritt, in deſſen Nähe er 
ſich befindet (Zuſtimmung); wenn man uns dieſes jagt, dann muß ich den 
Wunſch ausſprechen, daß der norddeutſche Bund nicht in die Bahnen des 
Abg. Wagener, fondern in die der freiheitlichen Entwickelung einlenken möge 
(lebhafter Beifall). 2 . . 
abe. Dr. Löwe: Der Abſolutismus hat eine zerſtörende Kraft, keine 
chaffende, und darum ſind unſere Zuſtände ſo unfertig, weil ſie aus dem 
bſolutismus hervorgegangen ſind. So a die Bedürfnißfrage für die 
Marine nicht offen von der Regierung ausgeſprochen iſt, haben wir es nicht 
nöthig, ihr auf dem Präſentirteller die Mittel entgegen zu bringen; ſie wird 
das Geld ſchon fordern. Wir haben in Preußen keine Miniſter⸗Verantwort⸗ 
lichkeit, aber ſie iſt uns durch die Verfaſſung garantirt, und dieſe hiſtoriſche 
Form, die man nicht erſt wieder zu erkämpfen braucht, hat dauernden Werth; 
anders iſt es aber im norddeutſchen Bunde. Die Regierung hat ſich ſelbſt 
in die jetzige Lage gebracht, indem ſie in einem Anfalle übler Laune die 
Tarif Vorlage zurückzog und ſich ſo die Möglichkeit abſchnitt, durch Steuer⸗ 
minderung die Einnahmen zu erhöhen. 5 
Die Generaldiscuſſion wird la wene und es folgen perſönliche Be: 
merkungen, welche ſich fait durchweg auf die mit dem § 17 des Bundes⸗ 
chuldengeſetzes angeblich verbundenen Abſichten der liberalen Partei auf 
kachterweiterung beziehen, die v. Blanckenburg durch Verleſung einer 
Stelle aus Tweſten's Rede vom 22, April d. J. zu erhärten ſucht. Tweſten: 
er hat das Marinebedürfniß nicht zur e benutzen wollen, 
da er ausdrücklich je andere Weile ihm zu genägen fich bereit erklärt habe, 
falls das See nicht zu Stande käme. ? 
In Bezug auf er widerruft v. Blanckenburg feine Aeußerung, 
daß er perſönlich die kleinen Staaten vernichten wolle; als Abgeordneter für 
Meiningen werde er doch nicht den Aſt abſägen, auf dem er ſitzt. (Heiterkeit.) 
Wagener verſichert, fh im Hauſe nicht als Beamter, ſondern auf 
ſeinen 17 5 Beinen dazuſtehen, wie Graf Schwerin, deſſen Staatsrecht 
kein Drittes außer Abſolutismus und Conſtitutionalismus kenne und in 
deſſen Leben die Angriffe gegen ihn (W.) Lichtblicke zu ſein pflegten. 19 57 
ident: Dieſe Aeußerung ging wohl über die Grenzen einer perſönlichen 
emerkung hinaus.) 5 

Graf Schwerin: Nach der Aeußerung des Präſidenten widerſtrebe ihm 
eigentlich jede Entgegnung; doch müfje er ſich Andere zu Richtern über die 
Acchtblicke“ in ſeinem Leben wünſchen, als Herrn Wagener, von dem eben 
kein erwärmender Einfluß apf gest Wenn er wünſche und hoffe, daß der⸗ 
ſelbe auf ſeinen eigenen Kopf geſprochen und nicht im Namen des Mannes, 
dem 5 an auf die Führung der Feder attachirt ſei, fo habe er nicht 
u viel geſagt. 
? re (Berlin) will Wagener die Unrichtigkeit feines politiſchen Sy« 
ſtems aus Mangel an ue e nachweiſen. Der Präſident unterbricht 
ihn: Mangel an Kenntniſſen ſei kein Motiv zu einer perſönlichen Bemer⸗ 
kung; nur der konne ſich über ihn beklagen, der unter der Behaftung mit 
dieſem Mangel leide. (beiterkeit. ) 5 

Ein Antrag des Abg. Dr. Reincke, daß ein nach erfolgter Auszählung 
als beſchlußunfabig erwieſenes Hans nicht nur nicht vr Abſtimmung, ſon⸗ 
dern auch nicht zur Fortſetzung der Discuſſion befugt ſein ſolle, — wird der 
Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion überwieſen. Der Präſident bemerkt, daß nach 
dem Sinne des Antragſtellers die Berathung jeden Augenblick würde ſiſtirt 


werden können. 5 { 

Schluß 24 Uhr. Nächſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. (Wahlprüfung, 
Telegraphen⸗Vertrag mit Luxemburg, Special-Discuffion des Etats und 
zwar: fortdauernde Ausgaben außer dem Militär⸗Etat, einmalige Ausgaben 


und Einnahmen aus den Zöllen und Verbrauchsſteuer.) 
8. Juni. [Amtliche s.] Se. Majeftät der König hat dem 


Berlin ; 
techniſchen Direktor der Thierarzneiſchule zu Berlin, Geheimen Medizinal⸗ 
Rath und Profeſſor Dr. Ernſt Friedrich Gurlt, den Rothen Adler-Orden 


weiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem Civil⸗ Ingenieur, jetzigen Lector an der 
Univerfität in Halle, Emil Perels, den königl. Kronen⸗Orden vierter Kalle, 
und dem Schullehrer Johann Gottlob Legner zu Schiefer im Kreiſe Lö⸗ 
wenherg i. Schl. das allgemeine Ehrenzeichen, ſowie dem Kreis⸗Phyſilus, 
Sanitäks⸗Rath Dr. Dommes in Aachen den Charakter als Geheimer Sa: 
nitäts⸗Rath verliehen, ferner den bisherigen Amtmann Guſtav v. Wick zu 
Fürſtenau zum Amtshauptmanne ernannt. : 
erlin, 8. Juni. [Se. Mafeſtät der König] nahmen am 
Sonnabend auf Schloß Babelsberg die Vorträge des Militär und 
Civil⸗Cabinets entgegen und wohnten Nachmittags dem Rennen des 
Berlin⸗Potsdamer Reitervereins auf dem Bornſtädter Felde bei. 
(St Anz.) 

Schwerin, 8. Juni. [Diplomatiſches.] Den „Mecklenburg. 
Anz.“ zufolge wird an Stelle des zum Oberhofmeiſter der zukünftigen 
Frau Großherzogin berufenen General⸗Lieutenants v. Sell der Staats⸗ 
miniſter v. Bülow in Neuſtrelitz demnächſt als Geſandter für beide 
Mecklenburg in Berlin accreditirt werden und zugleich die Vertretung 
derſelben im Bundesrath übernehmen. g 

Kiel, 8. Juni. [Marine.] Laut eingetroffener Meldung iſt Sr. 
Majeſtät Dampfkanonenboot „Blitz“ am 7. d. M. von Cadix in See 
gegangen. f 

Nordhauſen, 8. Juni. [Die hieſige Stadtverordneten⸗ 
Berfammluug) hat mit 21 gegen 3 Stimmen den früheren Ab⸗ 
geordneten, Kreisrichter Baſſenge, ehemals in Lauban, jetzt in Trzemeszno, 
zum Stadtrath auf die Dauer von 12 Jahren gewählt. 

= Age 5 Juni. [XVII. allgemeine deutſche Lehrerverſamm⸗ 
lung.] Bevor ich Ihnen über die Feſtlichkeiten berichte, welche Kaſſel zu 
Ehren der allgemeinen deutſchen Lehrerverſammlung veranſtaltet hat, ge⸗ 
ſtatten Sie mir zunächſt fortlaufend über die Verhandlungen zu referiren 
und zum Schluß deſſen zu gedenken, was Kaſſel in liebenswürdigſter Weiſe 
ſeinen Gäften 1 hat. Ehe die 1 ben heut in die Tagesgrd⸗ 
nung eintrat, theilte der Präſident die von dem König eingegangene Ant⸗ 
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wort auf das Begrüßungstelegramm mit, welches das Präſidium Namens 
der Verſammlung geſtern an Se. Majeſtät abgeſandt hatte. Dieſelbe wurde 
von der Verſammlung ſtehend angehört und lautet: „Ich ſpreche der Ver⸗ 
ſammlung Meinen beſten Dank aus für die patriotiſche Begrüßung bei 


deren Zuſammentritt.“ Man trat darauf ohne Weiteres in die geſtern be⸗ Jah 


ſchloſſene Tagesordnung ein, deren erſter Gegenſtand war: Vortrag des 
Dr. Wichard Lange aus Hamburg über die Fundamentalſätze der heutigen 
erziehlichen Theorie und Praxis. Das glänzende Referat dieſes gewandten 
Redners glich einem Blüthenregen; die Blüthen ſeines Geiſtes ſtreute er 
der Verſammlung in raſcher Aufeinanderfolge in den Schooß; aber ihre 
Fülle war ſo groß, daß ſie von Einem nicht alle aufgefan en werden 
konnten und darum begnüge ich mich damit, dieſelben in aphoriffiicher Form 
bier wiederzugeben, und überlaſſe es Ihren Leſern, fie zu einem Kranze 
zuſammenzuflechten. - 2 

Die Erinnerung an die Fundamentalſätze der Erziehung iſt nicht ohne 
Nutzen; man kann fie nicht ohne Anregung betrachten und muß fie um fo 
mehr ſtets wiederholen, als man noch oft genug verſucht, ſie anzugreifen. 
Es giebt nur zwei Erziehungsweiſen; dieſelben ſind ſich entgegengeſetzt und 
ſchließen ſich aus. Die erſte iſt die naturgemäße allgemeine Menſchenbil⸗ 
dung. Das Princip der Naturgemäßheit ſtammt von Rouſſeau. Man ſage 
über ihn, was man wolle; ſeine Wirkungen muß man anerkennen. Kant 
ſagt, er ſei von keinem mehr als von ihm angeregt. Peſtalozzi fragte bei 
der Erziehung auch die Natur; aber er ſtellte ſeine Fragen einſeitig und 
bekam einſeinige Antworten. Doch ging er an die richtige Quelle und 
richtig gefragt ertheilt dieſelbe folgende Antwort: 3 

1) Jedes Geſchöpf verräth ſchon im Keime, was künftig aus ihm werben 
ſoll. Die Entwickelung der Anlagen und Kräfte im Kinde iſt die Aufgabe 
unſerer theoretiſchen Speculation und practiſchen Thätigkeit. SER 

2) „Der einzelne Menſch iſt ein Repräſentant der Menſchheit in eigen: 
thümlicher Miſchung der Elemente.“ (Schleiermacher). Daraus erwächſt 
für den Erzieher die Mac die Individualität zu berückſig tigen. Dazu 
iſt 7 eil der Menſchennatur — Anthropologie und Pſychologie — 
unentbehrlich. } 

3) Entwickelung ift das Heraustreten einer Weſenheit aus der Einheit 
und Ungeſchiedenheit des Keims in die Ganzheit, Vielheit, Mannichfaltigkeit 
und Allheit. (Der Löwenantheil kommt bei der Erziehung auf die Natur. 
Die erziehliche Einwirkung iſt nicht zu unterſchätzen; aber der Hauptfactor 
bei der Erziehung iſt das Abhalten verderblicher Einflüſſe. In der Ent⸗ 
wickelungsſreiheit beruht das Glück der Jugend; ſie iſt glücklich und frei, 
wenn ſie ſich aus der Natur heraus entwickeln kann.) 

4) Das phyſiſche Leben entwickelt ſich durch Aufnahme und Umwande⸗ 
lung materieller Nahrung; im Proceß dieſer Umwandlung ſtärken ſich die 
umwandelnden Kräfte. Lernen iſt die Aufnahme und Umwandlung geiſtiger 
Nahrung. Im Proceß der Umwandlung vernünftiger Nahrung ſtärken ſich 
Geſtalain, des Geiſtes. (Das Schulleben iſt ein Abbild der organiſchen 

eſtaltung.) 

5) Alles, was in dem Menſchen iſt, muß aus ihm entwickelt werden. 
Eine theilweiſe Entwickelung iſt eine ſchlechte. i 

6) Jedes erziehliche Wirken muß feine Ideale, ſeine letzten Ziele haben. 
Was auf dem Wege zu ihnen ſtört, muß beſeitigt werden. Die Vertreter 
der naturgemäßen Erziehung ſind Rouſſeau, Kant, Peſtalozzi, Dieſter⸗ 
weg u. a. m. 

Die zweite Erziehungsweiſe ift die Erziehung ad hoc, die hat das Fun⸗ 
dament der naturgemäßen Erziehung untergraben wollen. Ihr Vorbild 
iſt, die Kaſtenerziehung des Orients. Sie hat als Gegenſatz zur naturge⸗ 
mäßen Erziehung die religidje hingeſtellt. Die Religion aber iſt ein Mo⸗ 
ment der allgemeinen Menſchenbildung. Die Lehrer wirken mehr durch 
das, was ſie ſind, als durch das, was ſie lehren. „Ich heilige mich für 
Cuch.“ Als ferneren Gegenſatz zu der naturgemäßen Erziehung hat die 
elan ad hoc die nationale Erziehung aufgeſtellt. Die Liebe zum Va⸗ 
terlande laßt ſich nicht erzwingen. Liebe iſt überhaupt kein Ding des 

wangs. Lehre die Kinder die Schätze deines Vaterlandes, vor Allem die 

iteratur kennen und mit ihnen kommt die Liebe von ſelbſt. Man hat 
endlich Anſtoß deshalb an der „allgemeinen Menſchenbildung“ genommen, 
weil es keinen „allgemeinen“ Menſ en giebt, 8 

Die erziehliche Praxis handelt nach beſtimmten Principien. Jede 
Schule ſoll eine Erziehungsanſtalt ſein. Geregelt wird die Thätigkeit in 
ihr durch die Methode. Es giebt deren zwei. Die eine betrachtet den 
Stoff nur als Mittel zur Entfaltung der Geiſteskräfte, die andere „wirft 
den Schülern den Stoff an den Kopf“ unter der Deviſe „Schluck nur zu.“ 
Die deulſche Pädagogik ift außerordentlich fruchtbar an Methoden und 
anderen literariſchen Erzeugniſſen, die, wenn auch nicht immer für viele, 
jo doch für einige find. Erfreulich iſt es ſtets, wenn es Jemand gelingt, 
ein Stück ſauern Schulmeiſterſchweißes in landesübliche Münze umzu⸗ 
ſetzen. Statt Erfüllung der berechtigten Wünſche giebt man dem Lehrer 
„eine Anweiſung auf den Olymp.“ „Wir halten dieſe Anweiſung mit 
beiden Händen ſeſt.“ Der Vorwurf gegen die Feser Methode, ſie 
achte den Stoff zu gering, iſt nicht ganz ungerechtfertigt; aber Peſtalozzi 
und Dieſterweg mußten erſt einen Weg bahnen und waren daher der Ger 
fahr der Einſeitigkeit nur zu ſehr ausgeſetzt. Auf die Bedeutung des 
Stoffes hat Lüben hingewieſen; er mag mit Rückſicht auf das Leben ge⸗ 
wählt werden. Daſſelbe iſt eine Großmacht; ſie hat die Gründung der 
Realſchulen veranlaßt. Aber auch das Practiſche läßt ſich methodiſch be⸗ 
handeln und kann der allgemeinen Menſchenbildung dienen. Leider iſt die 
Pädagogik noch keine anerkannte Wiſſenſchaft. „Man muß ein höchſt ge⸗ 
bildeter Menſch ſein, um das A B C gu lehren. Der „Stempel“, den die 
Lehrer tragen, muß beſeitigt und den Lehrern eine Carriere eröffnet werden. 
Ein Jeder muß den Marſchallsſtab in ſeinem Torniſter tragen. Es iſt ein 
Aberglaube, daß es geborene Pädagogen gäbe. 

Beim Schluſſe der Rede brach die Verſammlung in einen Beifallsſturm 
aus. Man beglückwünſchte den Redner von allen Seiten und war mit der 
Ausführung des Thema's ſo zufrieden, daß bei der nun folgenden Debatte 
die eigentliche Spannung fehlte. 

„Schnell (Prenzlau) interpellirt den Redner über die allgemeine Menſchen⸗ 
bildung. Die von Lange ausgeſprochenen Allgemeinheiten ſtimmen nicht mit 
dem wirklichen Leben immer überein. Der Grundſatz der Naturgemäßheit 
müſſe durch den der Cultur ergänzt werden. Kant ſage, der Menſch iſt von 
Natur faul. Der Menſch unterſcheide ſich von den Thieren dadurch, daß er 
bei ſeiner Geburt noch nichts kann. Wenn das Volk ein Product der Natur⸗ 
. wäre, ſo gäbe es eine allgemeine Sprache, eine allgemeine Sitte, 
Religion, Kunſt und Wiſſenſchaft. Die Bewohner der einſamen Inſeln 
freſſen ſich auf — naturgemäß. Das Princip der Naturgemäßheit halte nur 
Stich, wenn es durch das Princip der Culturgemäpheit ergänzt werde. 
Schmidt ſagtd in ſeiner Pädagogik: „Der Menſch iſt ein ganz allgemeines 
Weſen.“ Aus der Allgemeinheit ſolle er in die Beſonderheit hineingebildet 
werden. Das Höchſte im Menſchen ſei feine Individualität. > 

Seminardirector Lüben (Bremen) meint, man ſchädige ſich, wenn man 
nach Lange ſpricht; er nennt ihn die perſonificirte moderne Pädagogik. Er 
(Rebner) wolle auch nur als Anwalt der „Dummköpfe“ auftreten, aus denen 
der Lehrer ja nicht ſein eigenes Ich heranbilden, ſondern ſie individuell und 
täglich mit neuer Liebe behandeln ſolle. 

Schulrath Ditters (Gotha) conſtatirt, daß Lange auch ſein pädago⸗ 

iſches Glaubensbekenntniß ausgeſprochen habe. Die Schnell'ſche Forderung 

Bi überflüſſig. Die Natur des Menſchen ſei ja erade ſeine Culturfähigkeit. 
Die Cultur eines Menſchen ſei das Ergebniß ſeiner natürlichen Anlagen. 
Wo es Naturwidrigkeiten gäbe, wie Schnell deren erwähnt habe, ſo ſei da 
die Natur alterirt; aus ihr heraus komme ſo etwas nicht. Ließe man der 
Natur ihren Lauf, e 
noch kein Kind geſehen, das Neigung zum Auffreſſen eines Anderen gehabt 
hätte, Die Räthſel, die uns bei den Bewohnern der einfamen Inſeln begeg⸗ 
neten, können wir deshalb nicht löſen, weil wir die, die Natur alterirenden 
Kräfte nicht kennen. Rouſſeau habe ſich ganz gegen die Cultur ausge⸗ 
ſprochen. In einer vor ſeinem Emile geſchriebenen Preisſchrift, welche be⸗ 
kanntlich von der Akademie zu Dijon gekrönt worden iſt, erkläre er die 
Cultur Jar unheilvoll, fordere ihre Beſeit gung und die Rückkehr zur Natur. 
Die Geſchichte der Pädagogit kenne feinen padagogiſch Begabteren als 
Rouſſeau. Allerdings habe er gegen die Cultur denſelben Fehler begangen, 
den Schnell ſich gegen die Natur habe zu Schulden kommen laſſen. Beide 
hatten nur Ausartungen vor Augen. 

Weil die Cultur ausarten kann, die Natur aber nicht, darum halte er 
an dem Princip der Naturgemäßbeit feſt, die die Kinder nicht mit Unver- 
daulichem vollſtopfte und nicht ad hoc erziehe, d. h. nicht abrichte, denn das 
iſt es ja, was den Menſchen zieret und dazu ward ihm der Verſtand, daß 
er m al) Herzen ſpüret, was er erſchafft mit ſeiner Hand. (Anhalten 
der Beifall. 

Außer den Genannten betbeiligten ih noch an der Debatte: Rector 
Ser . (Luckenwalde), Dr. Panitz ne Dr. Tiedemann (Hamburg) und 
Lehrer Kippenberg (Bremen). Dr. Lange fühlt ih nicht veranlaßt, der De 
batte noch ein Schlußwort anzuhängen. 0 
Aus Königsberg, Zeitz, Brünn und München ſind Begrüßungstelegramme 
eingegangen. 


Da die Zahl der Derutirten zu groß iſt, ſo hält es der Präſident für] Schubert, Sieguſch 


angemeſſen, nur dem Abgeordneten der franzöſiſchen Regierung, Herrn Joſt, 


fräßen die Menſchen ſich nicht anf. Er, Redner, habe 


nfpecteur de l' Inſtruction aus Wiſſembourg bei Straßburg im Elſaß das 
ort zur Begrüßung der Verſammlung zu ertheilen. = 


Derſelbe verlieſt in deutſcher Sprache Worte der tiefften Sympathie 


und betont die Hebung des franzöſiſchen Volksſchulunterrichts in den letzten 


ahren. 
Für das nächſte Jahn lagen von Berlin und Darmſtadt aus Einladun⸗ 


en an die Lehrerverſammlung vor. Es 
ammlungsort gewählt und darauf die Sitzung geſchloſſen. 


München, 8. Juni. [Dementi.] Die neueſte Nummer der 
„Süddeutſchen Preſſe“ erklärt officids die Nachricht der Pariſer „Preſſe“, 
daß preußiſche Truppen zur Beſatzung Landau's beſtimmt ſeien, für 
eine tendenziöſe Erfindung. (T. B. f. N.) 


Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem 20 51 1 eee : 

Berlin, 9. Juni. Die Regierung wird dem Reichstage voraus⸗ 
ſichtlich ſchon heute eine Vorlage machen, worin fie eine Anleihe zu 
Marinezwecken unter der Bedingung verlangt, daß die preußiſche Finanz⸗ 
verwaltung die Controle ausübt. Die Zuſtimmung der Majorität des 
Reichstages für dieſe Vorlage iſt in den Fractionsberathungen geſichert. 

Florenz, 9. Juni. Die Deputirtenfammer nahm Artikel 1 und 2 
des Vermoͤgensſteuergeſetzes an, wodurch für 1869 und 1870 die 
Grundſteuer und die Mobilienſteuer um / erhöht werden. 

London, 9. Juni. Unterhaus. Die Schatzkammer erklärte: 
Die Regierung müſſe die Geldbewilligungen für ein ganzes Verwal⸗ 
tungsjahr fordern. Der Zuſammentritt des neuen Parlaments würde 
hoffentlich vor Weihnachten erfolgen. Das Haus genehmigte die übrigen 
Clauſeln der ſchottiſchen Reformbill. 

Nom, 8. Juni. Ein allgemeines Concil wird zum 8. September 
1869 berufen werden. Die Einberufungs⸗Bulle wird die griechiſchen 
und anglicaniſchen Biſchöͤfe ermahnen, das Schisma aufzugeben und 
wieder der römiſch⸗katholiſchen Kirche beizutreten. (T. B. f. N.) 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege, 


Berlin, 7. Juni. Vor der VI. Deputation (Vorſitzender W 
Rath Pielchen) wurde am 6. d. M. eine Anklage wegen Gottesläſterung 
verhandelt, der ſich der Cigarrenmacher Fritzſche ſchuldig gemacht haben 
ſollte. Die Sache ſelbſt iſt Plane: Am 11, April d. J., dem Geburts⸗ 
tage Laſſalle's, fand in dem Schulze 'ſchen Local, Neanderſtraße 19, eine Ver⸗ 
ſammlung des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins ſtatt, in welcher 


Fritzſche das Beſtreben Laſſalle's verherrlichte und bei dieſer Gelegenheit 


Standpunkt erreicht, den vor neunzehn Jahrhunderten Chriſtus eingenommen 
hat.“ In dieſer Aeußerung fand die Staatsanwaltſchaft eine a 
der Göttlichkeit Chriſti, eine Gottesläſterung, und erhob dieſerhalb in 
Rede Pe Anklage. — Im Audienztermine erklärte der Angeklagte, daß 
der die Verſammlung überwachende Polizei⸗Lieutenant die von ihm gemachte 
Aeußerung nicht richtig wiedergegeben habe, er habe geſagt: „Laſſalle habe 
in der ſocialen Frage einen ähnlich erhabenen Standpunkt eingenommen, 
wie Chriſtus vor Na e A Jahren.“ Da der als Zeuge vorgeladene 
Polizei⸗Lieutenant Rath im Audienztermin nicht erſchienen war, ſo ſtellte 


der Anklage nach die Worte 18 9 0 „Laſſalle hat jenen erhabenen 


der Staatsanwalt den Antrag auf Vertagung der Sache, zog denſelben ine, 


deſſen in Folge der Erklärung des Angeklagten 
Aeußerung ſo gemacht zu haben, als ſie die 4 
Der Staatsanwalt 


daß er zugeben wolle, die 
Kan aufitelle, zuriid 
ppert begründet die Anklage, indem er ſich auf 


. 


das im 1 5 Artikel des Katechismus u die ute Dogma von der 
a 


Dreieinigkeit Gottes bezieht, das ſowohl für die oliſche als evangeliſche 
Confeſſion gelte. Hiernach ſei der Perſon Chriſti die Göttlichkeit beigelegt 
und es müſſe deshalb als eine Gottesläſterung erachtet werden, wenn 
Jemand ihn mit irgend welchem Menſchen auf gleiche Stufe ftelle; er bean⸗ 
trage 14 Tage Gefängniß. — Der Angeklagte führt biergegen aus, daß er 
von der Anklage ungemein überraſcht gemejen ſei und es nicht habe N 
72 können, wie man im 19. Jahrhundert nach allen Forſchungen der Wiſ⸗ 
enſchaft noch in dieſer Weiſe vorgehen wolle. Er habe ſi 1 
Forſchungen, welche ſo ziemlich die ganze Menſchheit durchdrungen haben, in 
jenen Kreiſen, welchen die Staatsanwaltſchaft angehöre, nicht bekannt gewor⸗ 
den ſeien. Solle denn der preußiſche Staat, der Staat Friedrich des Großen, 


in welchem jeder nach feiner Façon felig werden könne, aufhören und ein 


Religionsſtaat daraus gebildet werden? Wolle man das, wolle man ihn 
der geſprochenen Worte wegen beſtrafen, ſo dürfe man auch die Juden und 
eben ſo wenig die freireligibſen Gemeinden dulden. Er könne nur ſagen, 
daß er ſeine Stellung als Angeklagter nicht mit der Stellung, welche dis 
Ankloge einnehme, vertauſchen möge. Habe er denn überhaupt daran ge⸗ 
dacht, Chriſtus herabzuziehen? Nicht im Mindeſten, und daß man einen 
Menſchen zu ihm heraufziehen wolle, darin könne doch keine Gottesläſterung 
liegen. Außerdem ſei er (Angeklagter) Mitglied der freireligibſen Gemeinden 
und glaube als ein ſolches nicht an die Gottheit Chriſti und an eine heilige 
Dreieinigkeit und er könne deshalb auch nicht die Abſicht gehabt haben, 
die Göttlichkeit Chriſti herabzuwürdigen. Nach einem Beſchluſſe des Ober⸗ 
Tribunals müſſe aber, um die Strafbarkeit nachzuweiſen, dieſe Abſicht vor⸗ 
handen ſein; er erwarte mit voller A ſeine 1 . — Der 
Staatsanwalt replicirt dahin, daß ſich die Staatsanwaltſchaft nicht als Be⸗ 
ſchützerin einer beſtimmten Confeſſion aufwerfe, daß ſie aber gegen Jeden 
vorgehen müſſe, der irgend welche Religions: Einrichtungen, ſelbſt die des 
Judenthums, verſpotte. — Der Angeklagte entgegnet, daß er nicht glaube, 
die Staatsanwaltſchaft werde denjenigen verfolgen, der das von einigen Ne: 
ligionsgeſellſchaſten angenommene Dogma von der Göttlichkeit der Vernunft 
angreife. „Der Gerichtshof erkennt auf Freiſprechung, die er in 
folgender Weiſe begründet: Der Angeklagte hat die Aeußerung, wie fie in 
der Anklage enthalten iſt, sugeflanben, es kann deshalb nur darauf ankom⸗ 
men, ob in der n die RN. vorhanden ift. Bei dieſer 
Beurtheilung muß zunächſt die . in's Auge gefaßt werden, von der 
die Anklage ausgeht, und in dieſer Beziezung räumt ſie ſelber ein und eken 
fo geht dies aus dem Bericht über die Verſammlun 1 daß die Rede 
eine Verherrlichung 1 geweſen ſei in Betreff ſeines Beſtrebens für 
die ff erben der Arbeiter und ſeiner Liebe zu dieſen. Die religibſe 
Seite iſt hierbei eben ſo weni in Betracht gezogen worden, wie ſelbſt auch 
nur die kirchliche; en, hat ſich vielmehr rein um die Aufgabe gehandelt, 
welche ſich Laſſalle als Menſch geſtellt hatte, und bieje iſt mit der mn 
lichen Aufgabe, welche Chriſtus ſich geitellt hatte, verglichen worden, mit ſei⸗ 
ner Liebe für die Armen und Niedrigen. Es iſt deshalb Rs nicht Chriſtus 
in feiner göttlihen Eigenſchaft, ſondern in ſeinem menſchl chen Wirken dar⸗ 
geſtellt worden. ft dem Angeklagten auch nicht einmal der ge⸗ 


Außerdem i 
wöhnliche ſtrafbare Dolus, das Erkennen der Merkmale der Strafbarkeit 
nachgewieſen worden. Auf die übrigen Punkte in Betreff des religibſen 
Dogma's ꝛc. kann es aus dieſen Gründen nicht mehr ankommen. 


Provinzial - Zeitung. 


Breslau, 9. Juni. [Bettelei.] In der Zeit vom 1. bis 7. d. M. find 
hierorts 12 Perſonen durch Polizeibeamte wegen Bettelns aufgegriffen und 
zur Haft gebracht worden. f 

Angekommen.] Graf v. Schlabrendorff-Seppau, Erb⸗Ob.⸗Lan⸗ 
des⸗Bau⸗Dir. von Schleſien und a ea aus Seppau. Ihre Excellenz 
v. Baratinsky, Frau General nebſt Familie, aus Petersburg. Baron 
v. Bud denbrock, Oberſt und Regiments⸗Commandeur aus Ohlau. Ercels 
lenz v. Lützow, General⸗Lieutenant a. D. und Rittergutsbeſitzer aus Bank⸗ 
witz. v. Utriezanniff, Wirklicher Staatsrath nebſt Frau, ar 1 10 

mt. 


$—$ Brelau, 8. Juni. 
Verein.] Die Verſammlungen der hieſigen Mitgliedſchaft ſind auf Grund 
des § 8 des Vereinsgeſetzes durch die Polizei⸗Behörde ſiſtirt und iſt gegen die 
Betheiligten die Unterſuchung bereits eingeleitet worden. Dafür hatte Herr 
Ahr am 6. eine Arbeiterverſammlung in den Saal zur „Sonne“ auf der 
Sonnenſtraße berufen, die von etwa 40 Perſonen beſucht war, Zum Tages⸗ 
präſidenten ernannt, 5 rach Hr. Ahr über „ſocial⸗demokratiſche Beſtrebungen“, 
die nach ihm ein dreifaches Ziele haben: 1) die Naturrechte des Einzelnen her⸗ 
vorzuheben; 2) zu zeigen, daß dieſe der großen Maſſe durch Einzelne vers 
kümmert werden und 3) Mittel anzugeben, durch welche Rechte und Pflichten 
zu vollkommenem Einklange 999 werden können. An den Vortrag de 
ſich eine längere Discuſſion, in der die Herren Scheil, Breuer, Ahr 
u. A. den Standpunkt Laſſalle's feſthielten, während die Herren L. Cohn, 
- ber oldarbeiter Heidrich u. A. mehr oder minder 
die Principien S ulze⸗Delizzſch vertraten. ö 


Es wurde Berlin als nächſter Ver⸗ 


gefragt, ob jene 


[Allgemeiner deutſcher Arbeiter⸗ 
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5 fahrungen. Es werden hierbei von den Herren Rechtsanwalt Lotter⸗ 


exe 


3 


a Wetter allein im Vereinslocal Abends von 7 Uhr ab. Die Jahres⸗General⸗ 


R onen baben wird, daß fie die Mehrheit der Vertreter der bezüglichen 
t 


eins zu Görlitz. Neue Folge. 
Kanal von Suez von Ign. Lüders, Luſttransmiſſionen vom Gewerbeſchul⸗ 


2 


= 
8 


8 Verfälſchung von Nahrungsmitteln von Apoth. Wilhelmy, Zahnalter der 
Pferde Don Edmiebenftr. Zenker ꝛc. With 


werkerverein und Saganer Gewerbeverein am 4. Auguſt. 
. 


— 


beſondern Beſprechung bedürſten. Im Namen dieſer Commiſſion beantragte 


e 


e 


Regulativ über den Geldverkehr zwischen Vorort und Verbands⸗ Vereinen 


K. Breslau, 8. Juni. a. Stenographen⸗Verein Baritas] ö t Be 
beſtimmte in der Monats⸗ amnlung. dom 6. d. M. die Feier feir|mothiwendig hält. Der Vorſitzende erinnert daran, daß dieſe Anträge nicht 
nes diesjährigen Stiftungsfeſtes auf Sonntag den 28. d. M. auf der Tagesordnung ſtehen und ſtellt dem Referenten anheim, ſie rechtzeitig 


ei 
ichen Ausfluge verbunden, Abgang 


günſtigem Wetter mit einem gemeinſcha 
ben achmittags 2 Uhr, bei ungünſtigem 


für den — — Verbandstag einzureichen. Herr Dr. Thiel macht 
vom Vereinslocal, Ohlauerſtraße 56/57 


darauf aufmerkſam, daß die Anträge am zweckmäßigſten durch Abdruck in 
dem Berichte über den 5. Genoſſenſchaftstag zur Kenntniß aller Vereine ge⸗ 
bracht würden. N hlugar der Vorſitzende ein Schreiben des Vorſchuß⸗ 
Vereins zu Oppeln, worin derſelbe ſich über den Verkehr der Vorſchuß⸗Ver⸗ 
eine mit der Staats⸗Bank dahin ausſpricht, daß die aus demſelben erwach⸗ 
ſenden Vortheile weit hinter den gehegten Erwartungen zurückbleiben, da die 
Bank zu ſcrupulös ſei. x 475 
Weiter 4 1 der Vorſitzende ſeinen Antrag: „das gegenſeitige Intereſſe 
innerhalb des Verbandes proviſionsfrei zu beſorgen“, zur Discuſſion. Der 
Breslauer Verein fordere eine Proviſion, finde aber nicht immer gleiches 
Entgegenkommen. Der Antrag wird nach einer Erörterung zwiſchen den 
Herren Sturm, Kranz, Schramm, Laßwitz u. A. angenommen. — 
Sodann fordert Herr Dr. Schneider die Vereine anf, ſich mit ihren Re⸗ 
ſervefonds an der 2. Emiſſion von Actien der deutſchen Genoſſenſchaftsbank 
zu betheiligen, indem er eingehend auf die ſegensreiche Wirkſamkeit dieſes 
Inſtituts, ſeine Solidität und Coulanz hinweiſt. Es folgt 

10) Wahl des Vorortes und des Verbands⸗ Directors. Es 
werden auf Antrag des Herrn Kranz durch Acclamation gewählt: zum 
Vorort Breslau, zum Verbands⸗Director Laßwitz. Als Verſammlungort 
für das nächſte Jahr werden Neiſſe und Liegnitz in Ausſichte ge⸗ 
nommen. 

11) Bericht über den zu Quedlinburg abgehaltenen allge: 
meinen Verbandstag. Aus dem vom Referenten gegebenen Berichte 
ging hervor, daß ſich der allgemeine Verbandstag zum Theil mit denſelben 
fragen, wie der gegenwärtige Unterverbandstag beſchäftigt hat, z. B. Con: 
um⸗Vereine, probſtonsfrele Incaſſo's ꝛc. Ein Hauptgegenſtand der Ver⸗ 
handlungen war die Durchberathung des Muſterſtatuts. Die Vertretung 
der Anwaltſchaft auf den Unterverbandstagen wurde den Herren Pariſius 
und Dr. Schneider übertragen. 

12) Verſtändigung über die Vertretung des Unterverbandes 
auf dem diesjährigen allgemeinen Verbandstage zu Leipzig. 
Der Vorſitzende empfiehlt, den Verband mindeſtens noch durch einen Dele⸗ 
pitten, außer dem Verbands⸗Director, vertreten zu laſſen. Die Verſamm⸗ 
ung tritt einem Antrage des Herrn Director Kranz, zwei Deputirte zu er⸗ 
nennen, bei und wählt mittelſt Stimmzettel in einem zweiten Scrutinium, 
nachdem das erſte keine abſolute Majorität ergeben, die Herren Kreisrichter 
Schramm (Reinerz) und Dr. Thiel (Breslau), für welche event. die 
Herren Director Kranz (Wüſtegiersdorf) oder Rechtsanwalt Lottermoſer 
(Feſtenberg) einzutreten haben. 

Da ſomit die Tagesordnung erſchöpft, wurde die Verſammlung vom 
Vorſitzenden Punkt 6 Uhr mit einem Dank an das Hirſchberger Local⸗ 
Comite und einem Hoch auf Schulze⸗Delitzſch geſchloſſen. 5 

Eine große Anzahl Deputirter und Genoſſenſchafter beſuchten hierauf die 
evangeliſche Gnadenkirche. Leider hatte die Ungunſt der Witterung zur 
Folge, daß nur wenige ſich an dem projectirten gemeinſchaftlichen Spazier⸗ 
gange nach dem Hausberge betheiligten. Gegen 8 Uhr verſammelte ein ge: 
meinſchaftliches Eſſen die Theilnehmer wiederum im Sitzungsſaale, wobei 
die treffliche Elgerſche Kapelle die Tafelmuſik ausführte und die ausgezeich⸗ 
nete Bewirthung, ſo wie zahlreiche Toaſte, Lieder ꝛc. die Genoſſenſchafter in 
fröhlichſter Stimmung bis zu ſpäter Stunde beiſammenhielt, während draußen 
ein Gewitter tobte, wie es die aus dem Flachlande erſchienenen Genoſſenſchafter 
in ihrer Heimath wohl ſelten oder nie erlebten. Am 4. wurde noch eine 
gemeinſame Spazierfahrt nach der Joſephinenhütte, den Fallen, dem Kynaſt ꝛc. 
unternommen, bis endlich alle Theilnehmer am Abende oder am folgenden 
Tage mit dem beſten Danke an die gute Stadt Hirſchberg für die überaus 
freundliche Aufnahme und mit der 


Verſammlung mit ihren Berichterſtattungen, Neuwahlen ꝛc. wird damit ver⸗ 
en Freunde der Stenographie und ſtenographiſche Freunde werden 
dazu willkommen ſein. — Außerdem wurde aus Anlaß des Beſchluſſes der 
Hirſchberger General⸗Verſammlung des oſtdeutſchen Stenographenbundes 
vom 2. d. M., welcher die von der Prüfungs⸗Commiſſion des Stenographi⸗ 
ſchen Vereins (nach Stolze) in Berlin unterm 18. April d. 8 gefaßten weite⸗ 
ren Syſtemsänderungs⸗Beſchlüſſe im Widerſpruch mit den tatuten ſämmt⸗ 
licher Stolze'ſcher Vereine erſt acceptiren will, wenn jene Commiſſion nad: 


enographiſchen Verbände dabei zur Seite gehabt habe, der Vereins⸗Vorſtand 
beauftragt, die Zutrittserklärung der Paritas (Stolze ſcher Abtheilung) zum 
oſtdeutſchen Stenographenbunde wieder zurückzuziehen, indem. die Paritas an 
ihrem Grundprincip, Syſtems⸗Streitigkeiten jeder Art von ſich fern zu hal⸗ 
ten und nur nach beſtimmten Normen — für die Stolze ſche Steno raphie 
die Schreibweiſen des Berliner Vereins, wie für die Gabelsberger ſche die⸗ 
jenige des Dresdener Inſtituts — ihre Mitglieder fortzubilden, nicht rütteln 
laſſen darf. 

r Görlitz, 7. Juni. [ Gewerbeverein. — Jahresbericht,] Der 
biefige Gewerbeverein hat (einen Jahresbericht diesmal in neuer Geftalt er⸗ 
ſcheinen laſſen; ſtatt des ſchwerfälligen Qugrthefts iſt ein gefälliger Octav⸗ 
and erſchienen, welcher den Titel trägt: Verhandlungen des Gewerbever⸗ 
1. Band. Derſelbe enthält auf 68 Seiten 
8 Vorträge: „Das Feſte und Flüſſige der Erde von Ingen. Behniſch, der 


* 


lehrer Würkert, Waſſerberſorgung großer Städte von Ing. Hausding, Luft-, 

Waſſer⸗ und Dampfbeizungen von demſelben, Zeitrechnung und Kalender 
vom Gewerbeſchull. Kirſch, die Vortheile der electriſchen Haustelegraphie von 
Dr. Schuſter, Gemeinnütziges über Wohnhausbau vom Maurermeiſter Wak⸗ 
czynski.“ Die Vereinsnachrichten umfaſſen mit dem ee eee 
die Seiten 69— 106. Aus denſelben ergiebt ſich, daß außer den gedruckten 
Vorträgen noch 20 größere Vorträge im Laufe des Vereinsjahres in 27 Ver: 
ſammlungen gehalten find, u. a.: über Steinpappen vom Vergolder Meyer, 
Stahlfederfabration von Lehrer Röniſch, Geſchichte der Volkswirthſchaft von 
Act. Gruner, Dampfhämmer von Ing. Behniſch, Sprachweiſe des atlanti⸗ 
ſchen Kabels von Ing. Streit, Vogelfang im Harz von Lehrer Kaufmann, 


Bir die Friedrich⸗Wilhelmsſtiftung 
wurden 10 Vorträge gehalten, 5 phyſikaliſche von Lehrer Metzdorff, 5 chemi⸗ 
ſche von Ing. Streit. Generalverſammlungen haben 15 ſtattgefunden. Die 
Bibliothek wurde erheblich vermehrt, doch nur wenig benutzt. Der Journal⸗ 
Zirkel hatte 107 Leſer. Die permanente Induſtrie⸗Ausſtellung: für die auf 
der Pariſer Weltausſtellung zahlreiche Ankäufe durch eine beſondere Com⸗ 
miſſion gemacht wurden, it außer von 79 Abonnenten von 5979 Beſuchern 
beſucht worden. Eingeliefert wurden 4319 Gegenſtände im Werthe von 
5183 Thlr., verkauft 2710 im Werthe von 2208 Thlr., an Lagergeld wurde 
141 Thlr. erhoben. Zu dem Ankauf der Muſtergegenſtände waren von vier 
Mitgliedern 300 Thlr. geſchenkt, und von der Stadt 500 Thlr. unverzins⸗ 
liches Darlehen bewilligt. — Unter den vom Vereine arrangirten Excurſio⸗ 
nen ſind die nach Paris zur Ausſtellung, an der ſich 20 Mitglieder bethei⸗ 
ligten, ſowie die nach Waldenburg mit einer Theilnehmerzahl von 70 zu 
erwähnen. Von auswärtigen Vereinen beſuchten den hieſigen der Bautzener, 
Löbauer und Zittauer Gewerbeverein am 24. April, und der Sorauer Hand⸗ 
Die Mitglieder⸗ 


{ . une l f ö hoffnung auf ein fröhliches Widerſehen 
e eee 
wogegen 109 neu eintraten. Unter den itgliedern find 20 Ehrenmit⸗ 
2 5 Die ordentliche Einnahme belief ſich auf 989 Thlr.; die ordentliche Meteorologiſche Beobachtungen. 
Ausgabe auf 864 Thlr., wovon nur 65% Thlr. auf Feſte und Ereurfionen | der Barsmeterfland bel 7 rd. a Shi 
verwandt "a: Das Vereinsvermögen belief ſich am zebneaiatufle aufn Pariſer Linien, die Temvera⸗ Tempe- richtung und Wetter. 
1 3 Thlr. — de er — “or ae wer 5 0 e tue der Luft nach Reaumur, rometet. ratur, Stärke. 
mit Ausnahme des Hrn. Streit, der an Stelle des nach Breslau pverſetzten — FON 

orector Kaufmann zum Bibliothekar gewählt wurde, dieſelben Perſonen, Breslau, 8, Juni 10 Ul. Ab.] 332,62 |+10,4| W. 0. Trübe. 

20 im Vorjahre, d. 1 ngen. Erwin Lüders (Vorſitzender), Dr. Schuſter 9, Juni 6 U. Mra.] 333,08 79,2] NW. 1. Trübe. 


(Stellvertreter), Gewerbeſchullehrer Kirſch ee Maurermeiſter Koritzlo 
(Stellv.), Actuar Gruner (Kaſſirer) und die Vorſteher Director Romberg, 
articulier Döring, Fabrikbeſitzer Körner, Fabrikbeſitzer Gertz und Färherei⸗ 
beſitzer Rudolph. Auch in die Commiſſion zur Verwaltung des literariſchen 
Eigenthums iſt nun an Stelle des Pror. Kauffmann Lehrer Metzdorf neu⸗ 
ewählt. — Der Verein hat während des verfloſſenen Jahres Schritte ge» 
than, um Corporationsrechte zu erlangen und die Verleihung derſelben 
iſt von der Regierung befürwortet. — Für die Ostpreußen hat der Verein 
unter feinen Mitgliedern eine Sammlung beranftaltet, welche 138 Thlr. ergab. 


Breslau, 9. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 4 3. U.⸗P. 2 F. 2 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Wolff's Telegraphiſches Bureau.) 

Paris, 8. Juni, Nachmittags 3 Uhr. 

Schluß⸗Courſe: Zproc. 7 

Deſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 558, 75. 


dito neuere Prioritäten —, —. Credit⸗Mobil.⸗Actien 318, 75. Lombard. 


Br irſchberg, 4. Juni. [Genoſſenſchaftstag II. Sitzung. (Schluß.)]] Eiſenbahn⸗Actien 380, 00. dito Prioritäten —, —. 6proc. Ver. Staaten: 
55 um lber onſum⸗Vereine, she und Productiv⸗ Anl. pr. 1882 (ungeſt.) 82%. 
r In der am 2. abgehaltenen Vorverſammlung waren London, 8. Juni, Nachm. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 95%, 


proc. Spanier 38%. Italieniſche 5proc. Rente 52%. 


die anweſenden Vertreter von Conſum⸗Vereinen ꝛc. veranlaßt worden, zu 0 
Mexicaner 16%, 


einer Commiſſion zuſammenzutreten und die Punkte feſtzuſtellen, welche einer 


Hr. Joachim, daß die Frage wegen Beſteuerung ddr Conſum⸗Vereine ins⸗ 
beſondere in Betracht gezogen werde uch habe man die Bildung eines 
beſonderen Unterverbandes für Conſum⸗Vereine angeregt. Hr. Rechtsanwalt 
Lottermoſer weiſt darauf hin, daß in Bezug auf die Beſteuerung der 
Conſum⸗Verein ganz dieſelben Fragen in Betracht kommen, wie bei den Vor⸗ 
ſchuß⸗Vereinen; ſo lange ſie nur allein mit ihren Mitgliedern Geſchäfte trei⸗ 
ben, können ſie zu keiner Steuer herangezogen werden. Anders verhalte es 
ſich mit den Prouctiv⸗Genoſſenſchaften, die ohne Zweifel Steuer zahlen müſ⸗ 
ſen. Hr. Dr. Schneider berichtet, daß der Anwaltſchaft mehrere Fälle be⸗ 
kannt, in denen der Verſuch gemacht wurde, Conſum⸗Vereine zur Steuer 
heranzuziehen, daß dieſe Verſuche aber fruchtlos geblieben ſeien. Herr Dr. 
Schneider meint, die Gründung eines Unterverbandes würde für die Ent⸗ 
wickelung der Conſum⸗Vereine von außerordentlicher Wirkſamkeit ſein, wie 
die Erfahrungen anderer Verbände zeigen. Es gäbe eine Menge Frein, 
die ſich zweckmäßig nur auf einem Verbandstage regeln laſſen, kleinere Vereine 
fänden nur ſchwer die beſten Bezugsquellen ꝛc. Er bitte dringend, die Frage 
in recht reifliche Erwägung zu — Herr Laßwitz erklärt, der 
Breslauer Conſum⸗Perein habe die vorliegende Frage ſchon ventilirt, doch 
ſchrecke derſelbe vor der ihm e erwachſenden Arbeitslaſt zurück. 
t. Dr. Schneider meint, dem Breslauer Vereine werde allerdings die Haupt⸗ 
laſt zufallen, aber er habe doch nach ſeiner ganzen Entwickelung und nach 
einen bedeutenden geſchäftlichen Reſultaten die moraliſche Verpflichtung, durch 
ründung eines Unterberbandes für Ausbreitung der Conſum:Vereine thätig 

zu ſein. Hr. Director Hübner ſpricht gegen ‚die Bildung eines beſondern 
Unterverbandes für Conſum⸗Vereine x. Es ſei in der Vorverſammlung ge⸗ 
ſagt worden, die Angelegenheiten derſelben würden in den Hintergrund ge⸗ 
drängt; heute die Bildung eines Unterverbandes anrathen, würde heißen, 
die Vereine aus dem Genoſſenſchaftstage hinaustreiben. Im Uebrigen könne 
er den gemachten Vorwurf nicht gelten laſſen, da die Conſum⸗Vereine ſelbſt 
Schuld jeien, wenn ihre Angelegenheiten erſt in zweiter Linie zur Beſprechung 
gelangten. Der Vorſitzende rügt die Indolenz einzelner Vereine, die es 
verſchmähen, auf den Genoſſenſchaftstagen in ernſter Thätigkeit mitzuwirken 
an der Entwickelung der ſocialen Frage. Nachdem ſchließlich Herr Dr. 
Schneider aus ſeiner Erfahrung noch mitgetheilt, daß auch auf anderen 
Verbandstagen die e eiten mehr im Hintergrunde 
geblieben ſelen, die Anwaltschaft aber ſich vor der von Hrn. Hübner ange⸗ 
3 größern Arbeit nicht fürchte, wird der Gegenſtand derlaſſen und 
übergegangen zu 
Vegenfettiger Austauſch gewonnener Reſultate und Er⸗ 


Frankfurt a. M., 8. Juni, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. any 
Courſe.] Wiener Wechſel 101%. Oeſterreichiſche National - Anleibe 53%. 
6% Verein. Staaten⸗Anleihe vr. 1882 77%, 9006 

1854er Looſe 65 


Frankfurt 


Wien, 8. Juni, Abends. 
Nordbahn —, —. r 
215 — Staatsbahn 254, 60. Galizier 197, 30. Steuerfreies 
Anlehen —, —. Napoleonsd'or 9, 29%. Lombarden 175, 60. Ungariſche 
Creditactien —, —. — Geſchäftslos. 5 ; 

Hamburg, 8. Juni, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. 


Oeſterreichiſche 1860er Looſe 71%, 
Lombarden 377. Italieniſche Rente 50%. Vereinsbank 111%. Nord⸗ 
deutſche Bank 121. Rhein. Bahn 117%. Nordbahn 97. Altona⸗Kiel 112. 
Finnländiſche Anleihe 80. 1864er Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe 107%. 1868er 
Luſſiſche Prämien⸗Anleihe 10544. öproc. Verein. St.⸗Anl. pr. 1882 71. 
Disconto 2 pCt. — Still, aber ſeſt. x 

Hamburg, 8. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. [Getreidemarkt.] 
Für Weizen und Roggen loco ſehr beſchränkte Frage, Preiſe beſſer. 
Weizen auf Termine anfangs ſehr animirt, ſpäter matt, Weizen pr. 
Juni 5400 Pfd. netto 152 Bancothaler Br. 151 Gld., pr. Juni⸗Juli 143 Br., 
142 Gld., pr. Juli⸗Auguſt 138 Br., 137 Gld. Roggen pr. Juni 5000 Pfd. 
Brutto 93 Br., 92 Gld., pr. Juni⸗Juli 92 Br., 91 Gld., pr. Juli⸗Auguſt 
91 Br., 90 Gld. Hafer ftille. Rüböl feſt. loco und pr. Juni 20%, per 
October 21%. Spire tus geſchäftslos, zu 25 / angeboten. Kaffee ruhig. 
Zink ſtille. — Wetter regneriſch. 

Liverpool, 8. Juni, Mittags. Baumwolle: 8000 Ballen Umſatz. Ruhig, 
aber feſt. — New⸗Orleans 11%. Georgia 114. Fair Dhollerab IM: 
Middling fair Dhollerah — Good middling Dhollerah 8%, Bengal 8%. 
Good fair Bengal 9%. Fine Bengal — New fair Domra 9%. Good 
fait Oomta 10. Pernam 11. Cgyptiſche 12%. Smyrna 9%. Savannah 

Broach —. Oomra April⸗Verſchiffung —. 

— 8. 115 (Schlußbericht.) Baumwolle: 7000 Ballen Umſaß, davon 

für Speculation und Export 1000 Ballen. Preiſe % niedriger. 
Newyork, 6. Juni. (Pr. atlantiſches Kabel.) Wochentl. Baumwollen⸗ 
Bericht (bon Thiele, Seiler u. Co.) Wochenanfuhr in allen Häfen 4000 B. 
Preis in Newyork von middling Upland, Liverpooler Claſſification, Coſt und 
Fracht per Segelſchiff nach Liverpool II d. 5 
ewyork, 8. Juni, Abends 6 Uhr. (Pr. atlantiſches Kabel.) Wechſel 
auf London 110%. Goldagio 39. Bonds 112%. 1885er Bonds 110%, 
1904er Bonds 106. Illinois 154%, Erie 70%. Baumwolle 30%—31%, 
Petroleum 30%. Mehl 9, 00, 8 
Antwerpen, 8. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Petroleum⸗Markt. 
Schluß⸗Bericht.) Feſt und ſteigend ohne weſentliches Geſchäft. Raffinirtes, 
ype weiß, loco 45%, ſchwimmend 46, pr. Auguſt⸗October 50, ü 
„London 8, Juni. Getreivemartt. (Schlußbericht). Fremde Zufuhren 
ſeit letztem Montag: Weizen 35,218, Gerſte 9934, Hafer 35,020 Quarters. 
Feger Weizen 1 Sh. höher, in Fremdem Detailgeſchäft zu vollen letzten 
Preiſen. Gerſte 6 P. niedriger. Hafer desgl. aber feſt. Leinöl loco 
Hull 31%. — Schönes Wetter. ; 
Amſterdam, 8. Juni, Nachmitt. 4 Uhr 30 Min. 


Credit⸗Actien 83. 


mofer, Kreisrichter Schramm, Bürgermeilter Schenkmeier, Director 
Hu ner u. A. eine Anzahl Einzelheiten in Bezug auf den Verkehr mit den 
Behörden, das Ausſcheiden von Mitgliedern ꝛc. mitgetheilt, welche ergeben, 
daß die Behandlung der Vereine Seitens der Behörden nicht überall die 
Aae iſt und jr in Bezug auf das Ausſcheiden der Mitglieder, jo wie die 
uszahlung der Guthaben ganz feſte Beſtimmungen in die Statuten aufge⸗ 
nommen würden. 8 . 
Der Geldverkehr der zum Verbande gehörenden Vereine 
mit dem Vororte. Der Referent, Hr. Kfm. Sturm, berichtet zunächſt 
über den Umfang des ſeit 1863 be e Geldverkehrs der zum Verbande 
Schleſiens gehörenden Vereine mit dem Vorſchußverein zu Breslau. Darnach 
ewährte der letztere jenen vom 1. Januar 1863 bis zum 30. Juni 863 
Vorſchuſſe in Höhe von 3700 Thlr., vom 1. Juli 1863 bis 30. Juni 1864 
— 13,150 Thlr., vom 1, Juli 1864 bis 30. Juni 1865 — 28.850 Thlr., 
vom 1. Juli 1865 bis 30, Juni 1866 — 30,200 Thlr., vom 1. Juli 1866 
bis 30. Juni 1867 — 46, 0 Thlr. und vom 1. Juli 1867 bis 30, April 
1868 — 65,933 Thlr., in Summa 187,863 Thlr. Hieran anſchließend deutet 


Referent eine Anzahl Aenderungen an, welche derſelbe für das beſtehende Getreidemarkt 


Schluß matt und angeboten. 
Rente 70, 60. Italieniſche öproc. Rente 52, 65. 
dito ältere Prioritäten —, —. 


Lombarden 15%. 
! 5proc. Ruſſen 85%. Neue Ruſſen 84%. Silber 60%, 
PR, Anleihe von 1865 38%... Eproc, Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 


Eng⸗ 


[Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 186, 60. 
1860er Looſe 82, 30. 1864er Looſe 84, 80. Böhmiſche 


: ; i [Schluß⸗Courſe.] 
Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 87%. National⸗Anleihe 5444. Oeſterr. 
Staatsbahn 546. 


Schluß bericht. Weizen ftille. R 5 191, pr. Juli 196, 
0 ö ber 5194. aber be fd nber Wander 5 K. 2 


+ Breslau, 9. Juni. [Wollmarkt.] Der Geſchäftsverkehr 
zeigte ſich auch heute kaum angeregter, obwohl der Umſatz ſich immer 
entwickelte. Käufer achten jedoch zum Nachtheile der Producenten zu 
wenig auf die Unterſchiede der mittlen und mittelfeinen Qualitäten und 
behandeln dieſelben ziemlich über einen Kamm, ſo daß die letzteren 
ſich deshalb zur Ungebühr vernachläſſigt zeigen. Sollte das Geſchäft 
ſich im Laufe des heutigen Tages nicht regſamer geſtalten, ſo dürfte 
für morgen noch viel übrig bleiben, da gegenwärtig noch faſt die Häeite 
der Zufuhr unverkauft ſein dürfte. : 


Poſen, 8. Juni. [Wollbericht.] Bis heute früh 8 Uhr find 
an Wollen hier eingegangen: feine Wollen 1818 Ctr. 66 Pfd., mittlere 
1192 Ctr. 89 Pfd., ordinäre 286 Ctr. 50 Pfd., Summa 3298 Ctr. 
5 Pfd. Die weiteren Zufuhren finden heute mäßig ſtatt. (Poſ. 3.) 


Berlin, 8. Juni. Die niedrigen Wiener Notirungen, die auf eine dortige 
Verſtimmung ſchließen ließen, brachten auch hier die im geſtrigen Privat⸗ 
verkehr fortgeſetzte günſtige Haltung an der heutigen Börſe zum Stillſtand. 
Namentlich ging die Bewegung in öſterr. Credit wieder verloren, Franzoſen 
ſtellten ſich allerdings beſſer als Sonnabend und ſchloſſen auch zur höheren 
Notiz, beſonders nach Eintreffen beſſerer Courſe aus Lyon, indeß war in 
ihnen, wie in Lombarden, die wenig verändert, das Geſchäft weſentlich ein⸗ 
geſchränkter als ſonſt. Die neue ruſſiſche Prioritäts⸗Anleihe beſchäftigt die 
um deren ig ambirenden Bankhäuſer, welche ſich in verſchiedene 
Gruppen getheilt. Auch dem Bevorſtehen dieſer finanziellen Operation mag 
ein Theil der Trägheit des Verkehrs zur Laſt zu ſchreiben ſein. Italiener 
find ebenfalls nachgebend, dagegen Amerikaner ſteigend bei mäßigem Umſatz; 
Rumänen abermals theurer zu placiren. Oeſterr. Fonds wurden beſſer be⸗ 
Bit In Looſen war das Geſchäſt noch am aan — Ruſſ. Fonds 
ſtill, nur von Präm.⸗Anleihen ging Manches um. Von ruſſ. Prioritäten 
ſind Kozlow⸗Woroneſch und Jelez⸗Woroneſch höher, im Allgemeinen die Um⸗ 
ſätze ziemlich belangreich, in den anderen Prioritäten zu etwas billigerer 
Notiz, Jelez⸗Orel 76% —Y, auch Fünfk. waren beliebt. Preuß. Prioritäten 
blieben ſtill und ebenſo der Eiſenbahnmarkt, auf dem viele Deviſen kleine 
Coursrückgänge nachweiſen. Magdeburg⸗Leipziger drückten ſich um 2%, 
Köln⸗Mind. wurden billiger ausgeboten, von Berg. ging Einiges um; Löb.⸗ 


N 


— — 1197 


5 gaben 1% nach, Goͤrl. %. Von Banken find Preuß., Darmſt., Danz., 
ah: Een Anhalt., Berl. Handel, Genfer etwas herabgeſetzt; das 
Geſchäft in keiner Deviſe von a: Von preuß. Fonds find Präm.⸗Anl. 
ft und aprocent. 4 beſſer, dagegen öprocent. um % herabgeſetzt. — Prämi 
ür Amerik. per ult. Juni 78, —%, per ult. Juli 78 — 4. (B. u. H.⸗Z.) 
2 2 
Berliner Börse vom 8. Juni 1868. 
Fonds und Gold-Oourss. 6 = 
Freiw. Staate-Anl.. .AYg196%, ba | BEER HUNG: 
Staats-Anl. von m. 5 da. Dividende pro 1866, 1887. 
dito 8 a ba. Aachen-Mastricbi— — 4 37½ ba. 
dito 1867.58 8 K b Amsterd.-Rottd, | AU, Er 17 Niet 
dito — 284 ba Berg. Märkische 8 — 4 130% da. 
dito I % bz erlin-Anhalt. 130 — 4 910% 5 
dito 1867141519514 pa Berlin-Görlitze.. — — 4 27 u. 
dito au 884 b. dito St-Prior.] —. — 4 66% G. 
dito 165314 80 bz. Berlin-Hamburg| 9 % 4 1 8. 
te 18624 8 dz Berl.-Potsd-Mgd. 10 — 4 192% ba. 
3taats-Sciuldscheine 84½ dz. Berlin- Stottin 8e — 4 138 ½ bz. 
Prim.-Anl. von 1856131511201, bz. €, öhm. Westb 8 — s 164 vu 
Berliner Stait-Oblig. 90% b roslau-Freib, 9A | - 4 114 ba. 
(Kur- u. Neumzrk. 3407 bz Cöln-Minden 9 - 4 13% ½ ba. 
8 Pommersche. 34,78 % be dosel Oderberg] 2½ — ( |87% ha. 
8 gPosensche, . . 8 — — dito St.-FPrior.] 4 4 4 um B. 
3 Alto A dito dito |5 — 1 84 K. 
2 „ dito neucid 185% 6 Galiz. Ludwigsb.— — 89% ba. G. 
& Schlesische . . . 3½/— — — Ludwigsb. Harb. io, 8% |4 (8g et, ba. @ 
3 Kur. u. Noumärk.j4 0 % bz Uagd.-Halberst.— — 4 162 et bs. 6G. 
2 (Fommorsche 4 6 Magd.-Leipzig . +] — = h 
8 Posensche ....|4 4 bz. Malnz-Ludwgch.“ — Ta 
5 \Preussische. . q 44 ba Mecklenburger..| 3 — 4 
3 Westph. u. Rhein. 4 h ½ B sissa-Briegar. | — ae 
3 (Sschsleche 4 Niedrschl,-Märk.| 4 er 
= \Schlosische „... 2 bn. Niedrschl, Zwgb.| 8 12 
Lowisd’or 112% br. Oest. Dx. 87%, bz||Nordbalın, H — — 
Goldk, 9 14, b. Rus. Bka, 86% b. Oberschl. A. 412 — 
Ausländische Fonds. 8 
Oesterr. Metalliques s 40 ½ bz. G. [oest.-Fr. St h.. 
dito Nat.-IAnl. 5 56 ½ N br. Hestr. südl. St.-B. I 5 
dito Lot.-A. v.80 5 72 be. B. open r e 
dito dito 64 — 4%½ 4 ½ bz. doruf. -A! — 14 
dito Ser Pr.-A. 4 66% G. R. Oderuf.-Bt. Pr. just Ti 
dito _Eisenb.-L. i— |78% bz. Rheinische. . ..1-- — 
ital, neue Bproc. Anl. 6 51 ½ bz. A S "13. Ale 
Russ,-Engl. Anl. 862% 84 2 bz. Rhein-Nahebahn| 6 — 4 
dito Poln.-Sch.-Obl. 4 67 B. targard-Posen . 4½ — 
re erg 884 br Düring er.. — — 4 
“to -Plandbr, Br nd — 
Poln. ‚OD 1500 Fi. 195 1 K 
di El. 8. 
Kurhess,40 Thir. Ob — 4 bz. Bank- und Industrio-Papiere. 
Baden. 38 El. 150.46 29%, bz. Berl. Kassen- V. 12 
Amerikan. St.-Anl. . 78% ts. Braunschw. B. 0 
Eisenbaha-Prioritäte-Aotien. este gang 8 
Borg.-Märkischo . . 4067 ½ 0 Dermat. Zettelb. 4 
dito ic) 93 ½ 6. Geraer Bank 1% 
dito 7.14 - Jothaer „ 5 5 
1 che 
42,9 Hannovers 


TV.) x, 
dito imc 7% B. bz 
is 101½% @ 


8 ereii . 
Königsberger B. 


e 


dito 4.86% 77%10 

dito url 86% 0 Inxomburger 3 6 

dito au, 5 Magdebarger B. 6 

Alta V. 4 vosener Bank 1 

dito V. 4 ronng. Bank-A. 134½ 
ob.-Oderb. (Wilh.) [4 62% bz. bürinzer Bank; 4 

dito HL Em ‚ll — — Weimar N 4 

dito: IV. Em, 4% | 
zal. Ludwigsb, „..i5 = 
kart ne Se Berl. Hand er. 3 . 

dito 111.04 Coburg. Crea. A. 4 — 
dito IV. 4% BR. Darmstädter „ 6½ ( — 

Tdscht, Zweigb. I. 0.06 99% B. Dessauer „0 — 
Ohorschles, A. 44 Die. Com.-Antb. ] 8 — 

dito B. 3½ 7 U GenforCredb.-A.| 0 — 

dito 9.4 88 Leipziger „ — 

eito Dia Meininger „ 

dito E.1314177 oldauer Lds.-B.| — — 

* F. 4½%93 Vest. Oredb. -A.“ — — 

dito 6.(4½ 92 Schl. Bank- Ver. TI, — 
Jestarr. Frans. q 43 
Vester. südl. St-B, |3 |213%, bz. R. N 
bein. v. St, gar. 11005 0. nora — 37 ba 
Rıein-Nahbe-B gar. . 4 926 6 hr.v.Risenbdf..\in 1217 |5 I138 R. 

Berlin, 8, ya Weizen loco 76-94 Thlr. pro 2100 Pfd. nach 
Qualität. — Roggen loco 76—79pfd. 59-56 Thlr. pro 11 55 
bez. — Rüböl loco 10 Thlr. Br. — Spiritus loco obne Faß 17% 


Thlr. bez., pro Juni und Juni⸗Juli 17%—% Thlr. bet Br. und Gld., 
Juli⸗Aug. 17% , Thlr. bez. und Br., 18 Thlr. Gld., Aug. Sept. 17 5. 
18 Thlr. bez. und Br., 177 Thlr. Gld., Sept.⸗Oct. 174 — , Thlr. bez. 


Breslau, 9. Juni. Am heutigen Markte blieb für Getreide animirte 
Stimmung vorherrſchend, bei ddr a Forderungen ziemlich ſchlank be⸗ 
P wurden, das Angebot zeigte kaum mittemäßigen Unmfang. | 

eizen blieb heute beachtet, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher weißer 90 bis 
110 Sgr., gebe: 90—108 Sgr., feinſte Sorte 1—2 Sgr. über be⸗ 
zahlt. — Roggen war begehrt, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher 66—75 Sgr., 
fremder 60—75 Sgr., feinſter über Nor. — Gerſ. in ſehr feſter Haltung. 
or. 74 Pfd. gelbe 48—51 Sgr., helle 52—54 Sgr., weiße 55—57 Sgr., 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. Hafer bei guter Kaufluſt, pr. 


50 Pfd. 3 38 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlk. — Erbſen 
offerirt. — Wicken ſchwach beachtet, pr. 190 Pfund 44 bis 52 S 2 
Delfaaten ohne Handel, — Lupinen ohne Handel, — Bohnen ſchwer 
Nang — en ng Sgr. — ehe WR beachtet. — 
Raps ku e Frage, 50 . pr. Centner. — Mais (Kuturuz) 
wenig beachtet, 60—6 1 — pr. 1 e Wen 
Sgr. pr. Schffl. Sgr. pr. Schffl. 
Weißer Weizen 90—103— 110 gaje: Nee 
Gelber 115 22855 51 a . 2 56—63—68 
eſiſcher. 64— 70— gr. pr. Sack à 150 Pfd. Brutto. 
Roggen | fremder . 60— 67— 75 Schlag⸗Leinſat 14818206 
Merſte r. 1 8 48 — 52— 57 


Kleeſaat ohne Handel. 8 
Kartoffeln pr. Sack & 150 Pw. 20—28 Sgr., Metze 14,—1% Sar. 
— — . —. —T—ę—— . ˙—:ix— U 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stei 5 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich in Breslau. ie 
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